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1. Einleitung und Inhalt der Studie

1.1 Einleitung

Das Projekt ,Verwaltungsreform* stellt ein zentrales Anliegen der Bundesregierung dar. Bereits das Regierungs-
programm fiir die Jahre 2000 bis 2003 enthielt folgende Zielformulierung: ,Eine konsequente Ausgaben- und
Aufgabenreform, um die Kosten der Verwaltung zu reduzieren und die offentlichen Haushalte zu entlasten, Bei-
trage zur Starkung des Wirtschaftsstandortes Osterreich zu leisten und die Biirgerndhe durch verbesserte Servi-
cequalitdt zu starken.” Gleichzeitig wurde die Absenkung der Zahl der 6ffentlich Bediensteten beim Bund (ohne
Bundeslehrer und Universitaten) um 9.000 bis zum 1. Janner 2004 festgelegt. Diese Zielvorgabe zum Personal-
abbau wurde mit Ministerratsbeschluss vom 13. September 2000 noch merklich verstérkt (Absenkung der 6ffent-
lich Bediensteten des Bundes um 15.000 (davon 4.000 durch Ausgliederungen)). Auch das derzeitige Regie-
rungsprogramm der Jahre 2003 bis 2006 spiegelt das Bestreben, die 6ffentliche Verwaltung wirkungsorientierter
und sparsamer zu gestalten, wider. Neben anderen Reformvorhaben, wie die Forcierung des E-Governments
und den Ausbau des Controllings, wurde insbesondere auch die Etablierung des ,Osterreich-Konvents* verein-
bart. Dieser sollte bis Ende 2004 Vorschldge fir eine grundlegende Staats- und Verfassungsreform ausarbeiten
und bessere Voraussetzungen fir eine effiziente Verwaltung im Bundesstaat schaffen.! Im Personalbereich wur-
den eine weitere Reduktion von 10.000 Dienstposten in der Bundesverwaltung sowie ,eine Redimensionierung
des offentlichen Sektors auf OECD-Durchschnitt* bis Ende der Legislaturperiode 2006 vorgesehen.

Die Bundesregierung, aber auch die anderen Gebietskorperschaften haben in den letzten Jahren verschiedenste
Initiativen gesetzt (Aufgabenreformkommission, Finanzausgleichs-Begleitkommission, ,Achterrunde”, Verwal-
tungsreformgesetz 2001, l&nder- und gemeindespezifische New Public Management-Projekte), um Einsparungs-
potenziale im Bereich der 6ffentlichen Verwaltung auszuloten und zu lukrieren.2 Den grof3ten Beitrag zur Budget-
konsolidierung lieferten dabei Ausgliederungen von 6ffentlichen Einrichtungen, wie beispielsweise die ASFINAG,
SCHIG, BIG, FMA, die Landeskrankenanstalten oder die Umgliederung von Tatigkeiten in ,marktbestimmte Be-
triebe" der Gemeinden. Ausgliederungen bedeuten, dass bestehende Aufgaben, die vorher von den Gebietskér-
perschaften wahrgenommen wurden, in eigene Rechtsformen (Kapital-, Personengesellschaften oder Anstalten
des offentlichen Rechts) Ubergefiihrt werden und nicht mehr Gegenstand der budgetéren Verbuchung der Ein-
nahmen und Ausgaben der Gebietskdrperschaften sind. Unter Umgliederungen versteht man Verschiebungen
innerhalb der offentlichen Budgets in marktbestimmte Betriebe (Quasi-Kapitalgesellschaften). Sowohl Ausgliede-
rungen als auch Umgliederungen stellen grundsatzlich anerkannte Bausteine einer Verwaltungsreform dar und
darften in der Vergangenheit im Regelfall auch tatséchlich zu Budgetentlastungen gefiihrt haben.*

Die vorliegende Arbeit basiert auf der Studie ,Entwicklung der offentlichen Beschaftigung in Osterreich®
(Grossmann B. und Hauth E., 2004), die im Auftrag des Staatsschuldenausschusses im Marz 2004 erstellt
wurde. Sie dient als Beitrag fiir die politischen Koordinierungs- sowie Expertengesprache im Rahmen des

1 Zu den Beratungsergebnissen siehe Bericht des Osterreich-Konvents vom 31.1.2005 unter
http://www.konvent.qv.at/portal/page? pageid=905,844401& dad=portal& schema=PORTAL.

2 Einen Uberblick iiber die verschiedenen Verwaltungsreform-Aktivitaten der Bundesregierung (Aufgabenreformkommission,
LAchterrunde” etc.) gibt Netuschill P. und B. Rossmann, ,Die Reform der 6ffentlichen Verwaltung in den Jahren 2000 bis
2002 - Versuch einer Evaluierung” in: Materialien zu Wirtschaft und Gesellschaft Nr. 83/2003. Die landerspezifischen New
Public Management-Initiativen sind im Wahrnehmungsbericht des Bundesrechnungshofes ,New Public Management in den
Landern” (Reihe Burgenland 2002/2) und jene der Stédte in ,Verwaltungsreform in Osterreichs Stadten — eine
Zwischenbilanz* (KDZ, Mai 2003) nachzulesen.

3 Unternehmen und Betriebe der Gemeinden mit marktbestimmter Tétigkeit (Wasserver-, Abwasserentsorgung,
Wohnungswirtschaft etc.); Abschnitte 85-89 der Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung (VRV) 1997.

4 Siehe dazu: Kropf, K./Leitsmiiller, H./Rossmann, B.: Ausgliederungen aus dem &ffentlichen Bereich, Schriftenreihe der AK-
Wien, Arbeit-Recht-Gesellschaft, Bd. 21, Wien 2001.
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Projekts ,Verwaltungsreform II“, Der Président des Staatsschuldenausschusses, Prof. Helmut Frisch, wurde im
Mérz 2005 vom BMF ersucht, die im Jahr 2004 verfasste Studie Uber die Entwicklung der offentlichen Beschéfti-
gung zu aktualisieren.

In die gegenstandliche Studie flossen demnach insbesondere die neuen Entwicklungen hinsichtlich der
Personalkapazitdten des Bundes, der L&nder und der Gemeinden (Verlédngerung des Beobachtungszeitraumes
bhis 2003, Klarung von Zeitreihenbriichen) ein. Zudem wurde die Studie um eine Analyse der
Beschaftigungsentwicklung in den einzelnen Bundeslédndern erweitert. Weiters wurden die Daten des Bundes
analog zum Personaljahrbuch des Bundes auf Jahresendstande (Vollzeitaquivalente zu Jahresultimo) umgestellt
und die konzeptiven Ansétze des Personaljahrbuches des Bundes® libernommen.

1.2 Inhalt der Studie

Die vorliegende Studie umfasst eine Analyse und Darstellung der Personalkapazitit der Gebietskorperschaften
fur die Jahre 1997 his 2003 auf Basis der offentlich zuganglichen statistischen Informationen, wobei der Klarung
von Zeitreinenbriichen besonderes Augenmerk gilt. In diesem Zusammenhang ist zu betonen, dass der Stand
und die Entwicklung der 6ffentlichen Bediensteten immer vor dem Hintergrund des Spektrums der Aufgabenerful-
lung zu sehen sind. Reformen der Aufgabenwahrnehmung, die Qualitdt der Leistungserbringung sowie deren
gesamtwirtschaftlicher Nutzen sind daher bei einer Evaluierung der Beschéftigungsentwicklungen bei den einzel-
nen Gffentlichen Haushalten zu beriicksichtigen. Die vorliegende Analyse, die sich mangels geeigneter Basisin-
formationen auf grobe empirische Informationen zur Beschaftigtenentwicklung des Bundes, der Lander und der
Gemeinden beschranken muss, kann daher keine Aussagen uber eine ,addquate” Ressourcenausstattung sowie
deren Kosten liefern. Allerdings sollen die hier prasentierten Ergebnisse dazu beitragen, Erklarungsansétze fir
abweichende Entwicklungen der Personalkapazitdten bei den Gebietskérperschaften in Osterreich zu finden.

Der Aufbau der Studie:

Kapitel 2 analysiert die Beschaftigtenentwicklungen von Bund, Bundeslandern (ohne Wien), Wien und den Ge-
meinden in Summe sowie nach GréRenklassen fir die Jahre 1997 bis 2003. Dabei wurde versucht, Ausgliede-
rungseffekte zu quantifizieren, Personalkapazititen der Gebietskérperschaften nach groben Leistungsbereichen
zu differenzieren sowie regionale Sonderentwicklungen zu identifizieren.

Auf Basis dieser Ergebnisse erfolgt sodann im Kapitel 3 eine Zusammenflihrung der sektoralen Informationen.
Es handelt sich dabei um eine Betrachtung der Entwicklung des Personalstandes aller Gebietskérperschaf-
ten einschlielflich der Bediensteten in ausgegliederten Einheiten, da nur diese einen konsistenten Zeitver-
gleich zulasst.

Gegenstand von Kapitel 4 ist eine Zusammenfassung der Analyseergebnisse einschliellich Schlussfolgerungen.

Im Anhang der Studie sind umfangreiche statistische Informationen tber die 6ffentlich Bediensteten der Gebiets-
kérperschaften einschlieBlich Kennzahlen fir die Jahre 1997 bis 2003 zu finden. Fir den Bund werden iiberdies
die diesheziglichen Daten fiir Ende 2004 bereitgestellt. Neben der Aggregatsdarstellung von Bund, Landern und
Gemeinden werden auch Ergebnisse fiir einzelne Bundeslander sowie fur Gemeinden nach Grél3enklassen pré-
sentiert. AbschlieRend werden methodisch-statistische Unterschiede im Datenset tabellarisch zusammengefasst.

5 BKA; Das Personal des Bundes, Daten und Fakten, laufende Jahrgénge.
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2. Entwicklung der Personalkapazitaten der Gebiets-
korperschaften 1997 bis 2003

Als Datenquellen fir die folgenden Analysen (iber die Entwicklung der im Aktivstand befindlichen 6ffentlich Be-
diensteten bei der jeweiligen Gebietskdrperschaft fungierten fiir die Bundeslénder und Gemeinden die jahrlichen
Informationen aus der Publikation Gebarungen und Sektor Staat von Statistik Austria (im Folgenden als ,Geba-
rungsibersichten” bezeichnet) und fiir den Bund das Personalinformationssystem. Zudem wurde versucht, ent-
weder durch Direktkontakt, durch Recherchen in den Primérdatenquellen (Rechnungsabschllisse, Geschéftsbe-
richte) oder durch Spezialpublikationen ergénzende Informationen tiber Sonderentwicklungen (Ein- bzw. Ausglie-
derungen, Verschiebungen bei der Aufgabenwahrnehmung, neue rechtliche Rahmenbedingungen), die den Be-
schaftigtenstand maRgeblich beeinflussten, zu erhalten. Eine Quantifizierung dieser Sonderentwicklungen war
allerdings nur in wichtigen Teilbereichen mdglich. Beim Bund und den Bundesléndern konnten Ausgliederungsef-
fekte im Wesentlichen erfasst werden.

Eine Ubersicht iiber den Stand an 6ffentlich Bediensteten zum Jahresende 2003 (Tabelle 1), wie sie von Statistik
Austria laut Gebarungsiibersichten veréffentlicht wird, lasst jedenfalls sehr klar erkennen, dass die Gesamtzahl
der offentlich Bediensteten von allen Gebietskérperschaftsebenen erheblich beeinflusst wird und daher Bestre-
bungen zur Redimensionierung der Zahl der &ffentlich Beschéftigten grundsétzlich bei allen gebietskdrperschaft-
lichen Ebenen ansetzen missen. Von den 497.886 offentlich Bediensteten entfielen Ende 2003 191.480 oder
38,5% auf den Bund, 213.143 Personen oder 42,8% auf die Bundesl&nder (einschlieBlich Wien) und 93.263
Personen oder 18,7% auf die Gemeinden (ohne Wien und einschlieRlich Gemeindeverbande).

Tabelle 1: Personalkapazitaten der Gebietskodrperschaften Ende 2003
laut Gebarungsubersichten

Bund?? Lander?? Gemeinden® Gesamt
Stand %-Anteil| Stand %-Anteil| Stand %-Anteil| Stand %-Anteil

Beamte 134.493 71,1 44.970 23,8 9.817 5,2 189.280 100,0
Vertragsbedienstete 55.717 26,0 95.894 447 62.905 29,3| 214.516 100,0
Landeslehrer - -l 72.279 100,0 - -l 72.279 100,0
Sonstige 1.270 15,6 - - 6.847 84,4 8.117 100,0

Summe 191.480 39,5| 213.143 4401 79.569 16,4 484.192 100,0
Gemeindeverbande® - - - - 13.694 - 13.694 -
Insgesamt 191.480 38,5| 213.143 42.8| 93.263 18,7] 497.886 100,0

1) Ist-Stande.

2) EinschlieRlich Beamten der Post AG/UB Post und Postauto, Telekom Austria AG, PTI und GIS.

3) EinschlieBlich Wien (ohne Wiener Stadtwerke), inklusive ausgegliederter Landeskrankenanstalten (66.586).
4)  Vollzeitaquivalente.

Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen.

Die hier présentierten Daten geben mangels statistischer Scharfe allerdings nur einen &uRRerst groben Einblick in
die Personalkapazitaten der einzelnen Gebietskorperschaften. Die von Statistik Austria ausgewiesenen Informa-
tionen Uber die Personalkapazitaten der Gebietskdrperschaften weisen insbesondere folgende methodische
Schwéchen auf:

® Unterschiedlicher Erfassungsgrad (Abgrenzungsunterschiede),
e Unterschiedliche Mal3einheiten (teilweise keine Vollzeitaquivalente),
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® Mangel an Detailinformationen (keine Differenzierungen der Personalkapazitaten nach Qualifikation, Alters-
struktur und nach Art der Beziige sowie zumeist keine Aufgliederung nach Aufgaben/Aktivitaten oder Orga-
nisationseinheiten),

® keine Informationen hinsichtlich der Personalkapazitaten der offentlichen Haushalte im Sinne der ESVG-
Abgrenzung (Staat im Sinne von Maastricht),

e Datenbriiche insbesondere infolge von Ausgliederungen und divergierenden Verbuchungsusancen.

Fr einen Vergleich der Entwicklung des Personalstandes aller Gebietskorperschaften scheint eine Betrach-
tung, die die Bediensteten in ausgegliederten Einheiten mit einbezieht (siehe Kapitel 3), jedenfalls aussage-
kréftiger, als die auf Basis von administrativen Meldungen der Gebietskorperschaften generierten Daten von
Statistik Austria.

Fir eine zielgerichtete Steuerung der Personalkapazitaten der offentlichen Haushalte sowie fiir die Generierung
von outputorientierten Leistungsindikatoren sind weiters deutlich héhere Anforderungen an das Datenset tber die
offentliche Beschaftigung zu stellen:®

® Einheitlichkeit in Bezug auf die MaReinheiten (Vollzeitdquivalente (VZA), méglichst im Jahresdurchschnitt)
und Gliederungen zwischen den Gebietskorperschaften.

® Konsistenz in Bezug auf die beiden Merkmale Personalstand und Personalaufwand (einheitliche Zuordnun-
gen).

e Umfassender Ansatz mit konsistenter, klarer Sektorabgrenzung und Identifizierung der Ausgliederungs-
effekte (Einbeziehung aller 6ffentlichen Korperschaften, Beschéftigungsformen sowie von ausgegliederten
Einheiten innerhalb der Beobachtungsperiode).

Personalkapazitaten nach Leistungsbereichen zur Generierung von Leistungs- und Qualitatsindikatoren.
Ausreichender Detaillierungsgrad, der sowohl regionale Vergleiche (differierende Aufgabenwahrnehmung)
als auch eine Uberleitung in Richtung ESVG zulésst..

Zudem mochten die Autoren nochmals hervorheben, dass rein statistische Vergleiche der Beschéftigtenentwick-
lung bei den Gebietskdrperschaften grundsatzlich zu kurz greifen, da sie das unterschiedliche Aufgabenspektrum
bzw. zwischenstaatliche Verschiebungen der Aufgabenwahrnehmung auf3er Acht lassen. Dieser Aspekt konnte
im Rahmen der Studie nur eingeschréankt einflieBen, da hierflr zumindest Informationen (ber die Beschéfti-
gungsentwicklung nach Leistungsbereichen in einheitlichen, aussagekraftigen MaRgroRen (VZA, moglichst im
Jahresdurchschnitt) und nach einheitlicher Sektorabgrenzung erforderlich gewesen waren. Trotz dieser Ein-
schrénkungen, lassen die Ergebnisse der Studie, die erheblich abweichende Entwicklungen zwischen dem Bund
einerseits und den Landern und Gemeinden andererseits zeigen, jenen Schluss zu, dass merkliche Personalre-
duktionen prinzipiell machbar sind ohne das Leistungsspektrum zu geféhrden.

2.1 Personalentwicklung des Bundes

Fir die Analyse der Entwicklung der 6ffentlich Bediensteten des Bundes im Aktivstand konnte — im Gegensatz zu
den anderen Gebietskorperschaften — auf eine fiir diesen Bereich speziell konzipierte Datenquelle, ndmlich das
Personalinformationssystem des Bundes (PIS), zurlickgegriffen werden. Diese Datenquelle bietet ein sehr um-
fangreiches Informationsspekirum, deren Inhalte zum Teil im Personaljahrbuch des Bundes’ 6ffentlich zugénglich
sind. Das Personaljahrbuch des Bundes enthalt — in Bezug auf die Personalkapazitten des Bundes — Informati-

6 Detaillierte Vorschldge zur Verbesserung der Datenlage im Bereich 6ffentlicher Beschaftigung sind in der Studie
Grossmann B. und Hauth E., 2004, zu finden.
7BKA; Das Personal des Bundes, Daten und Fakten, laufende Jahrgénge.
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onen (iber den Beschaftigtenstand nach Art der Beschaftigtenverhéaltnisse, nach Berufsgruppen sowie nach Qua-
lifikation und nach Altersgruppen. Darlber hinaus steht die Zahl der Dienstzuteilungen an ausgegliederte Organi-
sationseinheiten, im Personaljahrbuch als ,Leihbeamte” bezeichnet, zur Verfugung. Bei Ausgliederungen bleiben
die Beamten im Regelfall im Dienstverhaltnis der Gebietskorperschaft und sind aus rechtlicher Sicht weiterhin
Dienstnehmer der Gebietskdrperschatt.

Trotz dieses breiten Informationsspektrums weist allerdings auch diese Datenquelle Schwachen auf. In der Da-
tenbank PIS sind Beschaftigtendaten der ausgegliederten Einheiten grundsétzlich nicht enthalten, wenn man von
den Leihbeamten des Bundes absieht. Daten (iber den Beschaftigtenstand in den ausgegliederten Einheiten
wéren aber zumindest von jenen Organisationseinheiten von Interesse, die Zahlungsstréme vom Bund - in wel-
cher Form auch immer - erhalten (Zuschusse, Darlehensgewahrungen und/oder Beteiligungen).

Die Verénderung des Personalstandes des Bundes infolge von Ausgliederungen (Ausgliederungseffekte) ist im
Personaljahrbuch 20038 von Abbildung 35 ablesbar und spiegelt die dienstrechtliche Sicht wider. Als Ausgliede-
rungseffekte werden jene Personalreduktionen des Bundes identifiziert, die einen Wegfall des dienstrechtlichen
Verhéltnisses zum Bund nach sich ziehen. Das sind im Wesentlichen Vertragsbedienstete, die im Zuge der Aus-
gliederung von der neuen Organisationseinheit in ein privatrechtliches Dienstverhaltnis ibernommen werden.
Weiters inkludieren diese Zahlen Pensionierungen von an ausgegliederte Organisationseinheiten zugeteilten
Bundesheamten (Leihbeamten). Nicht im Personaljahrbuch unter der Rubrik Ausgliederungseffekte erfasst sind
Dienstzuteilungen (Leihbeamte), da deren dienstrechtlicher Status als Bundesbeamte beibehalten wird. Leihbe-
amte sind als Dienstnehmer des Bundes ausgewiesen.

Aus 6konomischer Sicht wird ein differenzierter Ansatz aus folgenden Griinden empfohlen: Der dienstrechtliche
Ansatz (iberschatzt erstens, das fur den Bund zur Aufgabenerfiillung jeweils zur Verfugung stehende Personal
und unterschatzt zweitens die Personalkosteneinsparungen des Bundes infolge von Ausgliederungen, da nicht
nur die Personalkosten fur die Vertragsbediensteten wegfallen sondern auch die Personalkosten der Leihbeam-
ten von der ausgegliederten Einheit — abgesehen von Ausnahmeféllen — zur Ganze getragen werden. Aus 6ko-
nomischer Sicht fungieren daher auch die Leihbeamten des Bundes als Dienstnehmer der ausgegliederten Ein-
heit. Allerdings muss hier auch erwéhnt werden, dass Ausgliederungen zwar durchwegs die Personalkosten des
Bundes reduzieren, dass aber viele der ausgegliederten Einheiten gleichzeitig Transferzahlungen vom Bund
bendtigen und dass Pensionsleistungen fiir Leihbeamte vorrangig vom Bund zu tragen sind.® Drittens verzerrt die
Inkludierung der Pensionierungen von Leihbeamten in der Rubrik Ausgliederungseffekte die Entwicklung, da im
Regelfall kein direkter Zusammenhang zwischen den im jeweiligen Jahr erfolgten Ausgliederungen und den Ab-
gangen von Leihbeamten (Summe der Pensionierungen von bei ausgegliederten Einheiten tatigen Bundesheam-
ten) besteht. Weiters wirken sich Pensionierungen von Leihbeamten durchwegs nicht auf den Aktivitatsaufwand
des Bundes aus. Wie bereits ausgefiihrt, tragen im Regelfall die ausgegliederten Organisationen bereits den
Aktivitatsaufwand von Leihbeamten.

Die folgenden Ausfiihnrungen und empirischen Ergebnisse zur Beschaftigtenentwicklung des Bundes werden sich
dennoch auf die im Personaljahrbuch verdffentlichten Daten, die die dienstrechtliche Sicht wiedergeben, stiitzen,
da dieser Ansatz besser mit den Ergebnissen der anderen Gebietskdrperschaften vergleichbar ist. Die Leihbeam-
ten der L&nder und Gemeinden sind analog zum Personaljahrbuch des Bundes als Bedienstete der jeweiligen
Gebietskorperschaft ausgewiesen und kénnen auf Lander- und Gemeindeebene nicht separat identifiziert wer-

8Das Personal des Bundes, BKA, Wien, Dezember 2004.
9 Siehe dazu: Kropf, K./Leitsmiiller, H./Rossmann, B.: Ausgliederungen aus dem &ffentlichen Bereich, Schriftenreihe der AK-
Wien, Arbeit-Recht-Gesellschaft, Bd. 21, Wien 2001.
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den. Die Personalstandsentwicklung des Bundes ohne Leihbeamte wird als Memo-Iltem (Tabelle 2) zusétzlich
bereitgestellt, da sie die Redimensionierung des Personalstandes des Bundes klarer zum Ausdruck bringt.

2.1.1 Gesamtentwicklung

Tabelle 2: Stand der 6ffentlich Bediensteten des Bundes 1997 bis 2003 (VZA zum

Jahresende)

VZA (Jahresendstéande) 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 A 03/97 | A 03/00
Bund insgesamt 2 172.834 172.455 169.717 165.856 162.523 159.074 153.762| -19.073 -12.094
Ausgliederungseffekte pro Jahr 2 . 563 3.381 1.279 578 1.184 468

dav. Abgéange von Vertragsbediensteten . 139 3.089 1.041 372 829 142

dav. Abgénge von Leihbeamten . 424 292 238 206 355 326
Ausgliederungseffekte kumuliert . 563 3.944 5.223 5.801 6.985 7.453 . .
Bund einschlief3lich Ausgliederungen . 173.018] 173.661| 171.079] 168.324f 166.059] 161.215 -11.620 -9.864
Verwendungsart 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003| A 03/97 | A 03/00
Beamte 117.706 117.136 116.297 113.487 111.409 108.515 102.224 -15.482 -11.263
Vertragsbedienstete 52.190 52.068 52.493 51.475 49.974 49.510 50.974 -1.216 -501
Kollektivvertrage 2.567 2.520 48 44 42 41 37 -2.531 -7
Sonstige ¥ 371 731 879 850 1.098 1.008 527 156 -323
Insgesamt 172.834] 172.455] 169.717] 165.856| 162.523| 159.074| 153.762| -19.072| -12.094
Memo-Item 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 A 03/97 [ A 03/00
Bund insgesamt ohne Leihbeamte ¥ 169.305| 169.327| 166.491] 162.561| 158.897| 155.173| 150.137| -19.168| -12.424

1) Bund UTO (ohne PTA bzw. Nachfolgegesellschaften, Parlamentsdirektion und Sondervertragsformen (freie Dienstvertrage,
Praktikanten, Zeitsoldaten)) einschlielich Leihbeamte (Dienstzuteilungen), Vorruhestandsbezieher (ab 2002) und ein-
schlie3lich Bundestheater (bis 1998).

2) Abbau von Vertragsbediensteten durch Auslagerungen von Leistungen in selbststandige Organisationseinheiten und durch
Abgange von Leihbeamten (Pensionierungen) im jeweiligen Jahr.

3) Vor allem befristete Vertrage und EDV-Sondervertrage.

4) Bund UTO (ohne PTA bzw. Nachfolgegesellschaften, Parlamentsdirektion und Sondervertragsformen (freie Dienstvertrage,
Praktikanten, Zeitsoldaten)) ohne Leihbeamte (Dienstzuteilungen), einschlielich Vorruhestandsbezieher (ab 2002) sowie
Bundestheater (bis 1998).

Quelle: BKA: PIS sowie eigene Berechnungen.

Der Bund reduzierte in den letzten Jahren seinen Beschaftigtenstand in héherem Umfang als die anderen ge-
hietskdrperschaftlichen Ebenen. Der Personalstand des Bundes ist von Ende 1997 bis zum Jahresende 2003 um
19.073 Vollzeitaquivalente (VZA) (davon 7.453 durch Ausgliederungseffekte) gesunken. Dies bedeutet, dass
Auslagerungen von Leistungen (Wegfall von Vertragsbediensteten und Pensionierungen von Leihbeamten) zu
rund 40% fiir den Beschaftigtenriickgang verantwortlich waren und sich der Personalstand des Bundes unter
Einbeziehung der in ausgegliederten Einheiten tatigen Bedienstetenl® vergleichsweise stark vermindert hat (Ver-
anderung 2003/97: -11.620 VZA). Der Riickgang des Personalstandes des Bundes wurde vorrangig durch die
Nichtnachbesetzung des natlirlichen Abgangs und in geringerem Umfang durch vorzeitige Pensionierungen er-
zielt.t

Folgende Ausgliederungen hatten seit Ende 1997 Auswirkungen auf den Personalstand des Bundes?

1998  Landwirtschaftliche Bundesversuchswirtschaften GmbH
Kunsthistorisches Museum

10 Hier ndherungsweise durch Kumulierung der Ausgliederungseffekte seit Ende 1997 ermittelt (Beschaftigtenstand zum
Zeitpunkt der Ausgliederung).
1 Fir Lehrer gibt es seit 1997 die Méglichkeit, mit dem 55. Lebensjahr in Pension zu gehen (mit Pensionsabschlag). Zudem
wurden Pensionierungsmodelle fiir Beamte ab dem 55. Lebensjahr geschaffen (2. Dienstrechtsnovelle 2001; BGBI. Nr.
155/2001).
12 Quelle: BKA; Personaljahrbuch 2002; Das Personal des Bundes, Daten und Fakten, 2003.
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1999

2000

2001

2002

2003

Bundessporteinrichtungen GmbH
Umweltbundesamt GmbH
Bewahrungshilfe
Bundestheaterholding GmbH
Statistik Austria

Museum fiir Angewandte Kunst
Osterreichische Galerie Belvedere
Technisches Museum
Graphische Sammlung Albertina
Spanische Hofreitschule
Bundesgestiit Piber

Museum fiir Volkerkunde
Osterreichisches Theatermuseum
Insolvenzausgleichsfonds
Phonothek

Bundesbaudirektion und Bundesgeb&audeverwaltungen

Banken- und Versicherungsaufsicht
Museum fiir Moderne Kunst
Nationalbibliothek

AGES GmbH (Erndhrungsagentur)
Naturhistorisches Museum

Der Redimensionierungsprozess fand innerhalb der gesamten Beobachtungsperiode statt und wurde im Zeitab-
lauf zunehmend verstérkt. Der Stand an Bundesbediensteten (Bund insgesamt, ohne Ausgliederungen und inklu-
sive Leihbeamte) verminderte sich am Anfang der Beobachtungsperiode um 379 VZA (Veranderung 98/97) und
2003 gegeniiber dem Vorjahr um 5.312 VZA. Der Beschaftigtenstand des Bundes betrug Ende 2003 rund
154.000 Personen (VZA). Lasst man Uberdies die Leihbeamten auRer Betracht, die bei ausgegliederten Einheiten
tétig sind, so belief sich der Personalstand des Bundes Ende 2003 auf rund 150.000 VZA.

2.1.2 Struktur der o6ffentlich Bediensteten und deren Entwicklungen

Die beschaftigungsintensivsten Aufgabenbereiche beim Bund sind der ,Verwaltungsdienst* mit einem Anteil von
in etwa 40% und einer Bedienstetenzahl von mehr als 60.000, die ,Bundeslehrer* mit einem Anteil von in etwa
23% und rund 36.000 Personen sowie der ,Exekutivdienst” mit einem Anteil an der Gesamtbeschaftigung des
Bundes (ohne Bedienste in ausgegliederten Einheiten) von unter 20% und in etwa 30.000 Bediensteten.

Tabelle 3: Zahl der o6ffentlich Bediensteten des Bundes nach Verwendungsart

2000 2001 2002 2003 A 03/00

Berufsgruppen VZA %-Anteil VZA %-Anteil VZA %-Anteil VZA %-Anteil VZA

Verwaltungsdienst 68.240 41,1 65.831 40,5 63.700 40,0 61.949 40,3 -6.291
Exekutivdienst 31.166 18,8 30.752 18,9 30.216 19,0 28.683 18,7 -2.482
Militarischer Dienst 16.026 9,7 15.564 9,6 15.257 9,6 14.876 9,7 -1.150
Richter/Staatsanwalte 2.284 14 2.271 14 2.281 14 2.201 14 -83
Krankenpflegedienst 657 0,4 674 0,4 570 0,4 581 0,4 -76
Hochschullehrer 9.314 5,6 9.436 58 8.955 5,6 8.714 57 -600
Bundeslehrer 37.144 224 36.736 22,6 36.940 232 36.100 235 -1.044
Sonstige 1.025 0,6 1.258 0,8 1.156 0,7 657 0,4 -368
Insgesamt 165.856 100,0 162.523 100,0 159.074 100,0 153.762 100,0 -12.094

Quelle: BKA: PIS und eigene Berechnungen.




Alle drei Bereiche weisen in den letzten Jahren zwar eine riicklaufige Entwicklung auf, allerdings mit deutlich
unterschiedlicher Dynamik. Wahrend die Beschaftigtenzahl im Verwaltungsdienst markant gesunken ist (Veran-
derung 2003/00: -6.291 VZA), fiel bei den Bundeslehrern der Riickgang bescheidener aus (Veranderung
2003/00: -1.044 VZA). Gemessen an der Schiilerzahl diirfte sich aber seit 2000 das Betreuungsverhaltnis (Schii-
ler je Lehrer) erhdht haben.®® Zudem wurde diese Berufsgruppe neben den Hochschullehrern von vornherein von
den vorgesehenen Personaleinsparungen der Bundesregierung ausgenommen. Bei den Bediensteten im Exeku-
tivdienst war ein Beschaftigungsriickgang innerhalb des Beobachtungszeitraumes von -2.482 VZA zu beobach-
ten. In diesem Zeitraum wurden auch Aufgaben Ubertragen, die jedoch nur in geringem Mal3e die Entwicklung
beeinflusst haben dirften. Das Meldewesen (mit 1. Marz 2002) und das Fund- und Passwesen (mit 1. Februar
2003) wurden auf die Blirgermeister von Gemeinden, wo Bundespolizeibehorden bestehen, tbertragen. 14 Wei-
ters wurden vor allem auch die Personalkapazitaten des militdrischen Dienstes riickgefihrt (Verdnderung
2003/00: -1.150 VZA).

Insgesamt zeigt sich bei der Entwicklung der Beschéftigten des Bundes, dass erhebliche Einsparungspotenziale
— inshesondere im Bereich der Allgemeinen Verwaltung — auch tatséchlich lukriert werden kénnen, sofern der
politische Wille zur Redimensionierung der Beschaftigtenzahl (Vereinfachung der o6ffentlichen Verwaltung, effi-
Zienzsteigernde MaRnahmen und Konzentrierung auf Kernaufgaben (Ausgliederungen)) vorhanden ist und ent-
sprechende MaRnahmen eingeleitet werden. So wurden seitens des Bundes mehrere Initiativen fir eine generel-
le Verwaltungsmodernisierung gesetzt. Zu nennen sind dabei einerseits das ,Reformprojekt-Arthur-Anderson —
Impuls 01, das Vorschldge zur Neugestaltung der Aufbau- und Ablauforganisation, des IT-Einsatzes etc. ausar-
beitete sowie eine gemeinsame Informationsplattform?® fir Ressortprojekte erarbeitete, und andererseits der
Ausbau des Controllings.

13 L aut Leistungsbericht der ésterreichischen Bundesverwaltung 2003 (www.bmols.gv.at/verwaltungsreform) stieg das
Schuler/Lehrerverhéltnis in den allgemein bildenden héheren Schulen von 9,3 im Jahr 2000 auf 9,6 im Jahr 2002.

14 N@heres siehe Kapitel 2.4.

15 Als VerwaltungsinnovationsProgramm (VIP) bezeichnet.
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2.2 Personalkapazitaten in den Bundeslandern (ohne Wien)

Die folgenden Tabellen geben einen Uberblick tiber die Struktur und Entwicklung der aktiv Bediensteten in den
Bundeslandern (ohne Wien). Als primére Datenquelle dienten die Ergebnisse aus den Gebarungstbersichten
(GBU) von ST.AT. Bei diesen Daten handelt es sich um besetzte Dienstposten (Ist-Stande) zum Jahresende, die
innerhalb der VRV-Gruppen 0 bis 66 verbucht sind. Die Gruppen 0 bis 6 decken die Hoheitsverwaltung ein-
schlieBlich des Gesundheits- und Schulwesens ab. Hier nicht enthalten sind vor allem Dienstleistungen von wirt-
schaftlichen Unternehmungen der Lander (Gruppe 8). Allerdings wird diese Grenzziehung durch die Zunahme an
Ausgliederungen zunehmend unscharf, wodurch Leistungsbereiche wie das personalintensive Spitalswesen je
nach institutioneller Ausgestaltung und Verbuchungsusance sich in den Ergebnissen widerspiegeln oder auch
nicht. Teilzeitbeschaftigte werden wie Vollzeitbeschéftigte gezahlt; eine Adaptierung auf VZA erfolgt nicht. Dar-
Uber hinaus durften die 6ffentlich Bediensteten in den selbststandigen Landesfonds als 6ffentlich Bedienstete der
Lander gemeldet werden und hier in den Beschéftigtendaten der Lander inkludiert sein.

2.2.1 Gesamtentwicklung

Betrachtet man die Entwicklung des Beschéftigtenstandes der Bundeslénder (ohne Wien) insgesamt ge-
mafR Gebarungsubersichten, so zeigt sich, dass ein Riickgang des Beschéftigtenstandes nur in den Jahren
2001 und 2003 zu beobachten ist. Die deutliche Abnahme der Personalkapazitaten von Ende 2001 gegenuber
Ende 2000 in Hohe von 8.383 ist in erster Linie auf die Ausgliederung der Oberdsterreichischen Gesundheits-
und Spitals-AG (GESPAG; -7.411 Personen) und nur in relativ geringem Umfang auf sonstige Personalreduktio-
nen der Bundeslénder (-972 Personen) zuriickzufiihren.

Tabelle 4: Stand der 6ffentlich Bediensteten in den Bundeslandern (ohne Wien)
Ende 1997 bis Ende 2003 (Jahresendstande)

Verwendungsart 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003] A 03/00
Beamte 20.522| 20.528] 20.384] 20.005 18.716 18.510 18.089 -1.916
Vertragsbedienstete 67.384] 67.092] 68.030| 68.722| 62.575| 63.335| 65.048] -3.674
Summe 87.906| 87.620] 88.414| 88.727| 81.291| 81.845| 83.137 -5.590
Landeslehrer 63.823| 64.926] 65.071| 64.810| 63.863] 63.788] 61.893] -2.917
Insgesamt It. GBU™ 151.729| 152.546| 153.485| 153.537| 145.154| 145.633( 145.030 -8.507
dar.: ausgegliederte Landeskranken-
anstaltenbetriebsgesellschaften ? . . . 38.752] 31.697| 32.330| 32.653 -6.099
vormalige Gemeindespitaler 1.227
umgegliederte Landespensionisten-
und pflegeheime . . . 3.691 3.691 3.793 3.837
Rickgange infolge von Ausgliederungen von LK-
Anstalten - - - - 7.411 7.374 7.485 -
'Summe einschiiellich Ausgliederungen
(ohne Eingliederungen) 2 . . . 159.822| 158.816] 159.265| 157.521 -2.301
Summe ohne Aus- und Eingliederungen . . . 111.094| 109.766| 109.510| 107.313 -3.781

1) Gebarungsubersichten (GBU); ST.AT.

2) Ohne Kéarntner und ab 2001 ohne Oberdsterreichische Krankenanstaltenbetriebsgesellschaft.

3) EinschlieBlich Karntner (2000: 6.285, 2001: 6.251, 2002:6.258, 2003: 6.233) und Oberdsterreichische Krankenanstalten-
betriebsgesellschaft (2001: 7.411, 2002: 7.374, 2003: 7.485).

Quelle: Gebarungsubersichten, ST.AT, Geschéftsberichte und eigene Berechnungen.

Die Oberosterreichische Gesundheits- und Spitals-AG ist mit einem Marktanteil von knapp 50% Oberésterreichs
grolter Krankenhaustrager und betreibt 13 Krankenh&user, davon 9 Allgemeine Krankenh&user und 4 Sonder-
krankenh&user. Mit Zuweisungsgesetz (LGBI. Nr. 81/2002) wurden die Landeshediensteten der Gesellschaft

16 Statistik Austria (2002), Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung (VRV), Arbeitshehelf.
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(rund 7.400 Mitarbeiter Ende 2001) zur Dienstleistung zugewiesen. Den Personalaufwand tragt die GESPAG.
Allerdings leistet das Land Oberdsterreich Gesellschafterzuschiisse fir Investitionen und den laufenden Betrieb.
Langfristige Finanzierungen (ber den Kapitalmarkt sind ausgeschlossen.

In diesem Zusammenhang hervorzuheben ist, dass auch alle anderen Bundeslénder ihre Krankenanstalten in
rechtlich selbststéndige Einheiten tbergefiihrt haben. Allerdings werden i. d. R. die Bediensteten dieser ausge-
gliederten Krankenanstalten weiterhin im Beschaftigtenstand des Landes laut GBU ausgewiesen. Nur die Be-
diensteten der Karntner Krankenanstaltenbetriebsgesellschaft (KABEG) mit Gber 6.000 Personen, die bereits
1993 als Anstalt offentlichen Rechts gegriindet wurde, sind in den Daten von ST.AT — analog zum Fall Oberdster-
reich — nicht enthalten.t?

Die Entwicklung der Personalkapazitat im Jahr 2003 war im Wesentlichen von zwei Faktoren bestimmt: Die Zahl
der Landeslehrer ging erstens in allen Bundeslandern zuriick, so dass 2003 um insgesamt 1.895 Lehrer weniger
im Landesdienst beschéftigt waren als im Jahr zuvor. Zweitens erfolgten in Niederdsterreich und in Vorarlberg
Ubernahmen von Gemeindespitalern (+1.227 Landesbedienstete), die die Ausweitung der sonstigen Personalka-
pazitaten der LAnder (Beamte und Vertragsbedienstete ohne Landeslehrer) in Hohe von 1.292 Personen im We-
sentlichen erklaren. Insgesamt ergab sich im Jahr 2003 — nach einem Aufbau 2002 — wieder ein Riickgang des
Personalstandes der Bundesldnder um rund 600 Bedienstete. Der Personalstand Ende 2003 in Hohe von
145.030 Personen erreichte damit etwa wieder den Stand von Ende 2001 (145.154 Personen).

Will man ein Uber die Zeit mdglichst konsistentes Datenset generieren, das die Personalentwicklung unter Kon-
stanthaltung des Wirkungsbereiches aufzeigt, so sind institutionelle Verénderungen (Aus- bzw. Eingliederungen)
auBer Betracht zu lassen. 18 Es lassen sich dabei zwei ,fiktive" Zeitreihen bilden: Zum einen die Summe der Lan-
desbediensteten einschlieBlich Ausgliederungen und ohne zusatzliches Personal infolge von Eingliede-
rungen (Gemeindespitéler). In diese Darstellung flieRt die Dynamik im Bereich der Personalressourcen ausge-
gliederter Einheiten ein. Zum anderen kann die Summe der Landeshediensteten ohne Bedienstete in aus- und
eingegliederten Einheiten ausgewiesen werden. Diese Zeitreihe spiegelt die Personalentwicklung jenes Aufga-
benbereiches wider, der wahrend des gesamten Betrachtungszeitraumes von Aus- bzw. Eingliederungen unbe-
riihrt geblieben ist.

Bildet man die Summe der Bediensteten einschliellich Ausgliederungen (ohne Eingliederungen), ergibt sich
ein Jahresendstand 2003 von 157.521 Personen. Damit wurde der Wert des Vorjahres um 1.744 Beschéftigte,
jener des Jahres 2000 um 2.301 Beschaftigte unterschritten. Allerdings ist im Zeitablauf (2000 - 2003) kein Trend
abzulesen. Personalreduktionen in einem Jahr werden im Folgejahr zumindest teilweise wieder durch Personal-
aufstockungen kompensiert.

17 Zusétzlich anzumerken ist, dass die Art der Verbuchung des Beschaftigtenstandes (innerhalb oder auRerhalb des
Budgets) keinen Riickschluss zuldsst, wer den Personalaufwand fiir die Bediensteten in den ausgegliederten
Krankenanstalten tragt. Auch bei jenen Bundesléndern, bei denen die Bediensteten der Krankenanstalten im Stand des
Landes verbleiben, diirfte es zumeist so sein, dass der Personalaufwand nicht vom Land getragen wird. Allerdings sind
finanzielle Beitrdge der Bundeslénder an die Krankenanstalten (iblich (Zuschiisse, Darlehensgewéhrung).
18 Erfolgten wahrend des Betrachtungszeitraumes Ausgliederungen, werden die betroffenen Mitarbeiter wieder zum
Personalstand der Lander hinzugerechnet. Die Bediensteten der Landeskrankenanstalten wurden unabhangig vom
Zeitpunkt der Ausgliederung berticksichtigt (Fall Kérnten), um fiir alle Bundeslénder dieselbe Datengrundlage zu erhalten.
Die Bediensteten von eingegliederten Einheiten werden — spiegelbildlich zur Behandlung der Ausgliederungen —
hinausgerechnet (bei den Gemeinden werden sie im Kapitel 2.4 dementsprechend hinzugezahlt).
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Beschrankt man hingegen die Betrachtung auf die Zahl der Bediensteten ohne Aus- und Eingliederungen??,
ging der Personalstand der Lander ohne Wien sukzessive zuriick und erreichte im Jahr 2003 eine Hohe von
107.313 Mitarbeitern. Dies entspricht einem Riickgang von 2.197 Personen gegeniber dem Vorjahr bzw. 3.781
Personen gegeniber dem Jahr 2000. Aus der Gegenilberstellung der beiden Zeitreihen kommt der dynamische
Verlauf der Beschéftigung im Rahmen ausgegliederter Einheiten klar zum Ausdruck.

2.2.2 Struktur der o6ffentlich Bediensteten und deren Entwicklungen

Die Struktur des Beschéftigtenstandes in den Bundeslandern (ohne Wien) zeigt, dass das Schul- und Spitalswe-
sen zu jenen Leistungsbereichen zéhlen, die die Gesamtentwicklung mafgeblich beeinflussen.

Von den offentlich Bediensteten in den Bundeslandern (ohne Wien, einschlieflich aller identifizierten Ausgliede-
rungen, ohne Eingliederungen) entfallen knapp 46.400 Personen oder 29% auf Beschéftigte in Landeskran-
kenanstalten. Sowohl die Zahl als auch deren Anteil nimmt sukzessive zu. Vom Durchschnitt deutlich abwei-
chende Krankenanstaltenquoten weisen die Bundeslénder Steiermark (44,0%), Kérnten (40,7%) und Niede-
rosterreich? (7,5%) auf. Die Zunahme der Beschaftigten in den ausgegliederten Krankenanstalten belastet die
Landerbudgets zwar durchwegs nicht in Form von héheren Personalausgaben?t, allerdings zumeist in Form von
hoheren Zuschiissen und/oder Darlehensgewéhrungen bzw. Beteiligungen. Darliber hinaus finanzieren sich
einige der Landeskrankenanstalten auch durch Fremdmittelaufnahmen auf den Kapitalmérkten.22

Tabelle 5: Zahl der offentlich Bediensteten der Bundeslander (ohne Wien) nach
Verwendungsart (Jahresendstande)

2000 2001 2002 2003

Verwendungsart Ist-Stand | %-Anteil | Ist-Stand | %-Anteil | Ist-Stand | %-Anteil | Ist-Stand | %-Anteil | A 03/00
Beamte 20.005 12,5 18.716 11,8 18.510 11,6 18.089 11,5 -1.916
Vertragsbedienstete 68.722 43,0 62.575 39,4 63.335 39,8 65.048 41,3 -3.674
Summe 88.727 55,5 81.291 51,2 81.845 51,4 83.137 52,8 -5.590
Landeslehrer 64.810 40,6 63.863 40,2 63.788 40,1 61.893 39,3 -2.917
Insgesamt It. GBU 153.537 96,1 145.154 91,4 145.633 91,4 145.030 92,1 -8.507
dar.: ausgegliederte Landeskranken-

anstaltenbetriebsgesellschaften 38.752 24,2 31.697 20,0 32.330 20,3 32.653 20,7 -6.099

vormalige Gemeindespitéler 1.227 0,8

umgegliederte Landespensionisten-

und pflegeheime 3.691 3.691 3.793 3.837 2,4
Nicht enthaltene Bedienstete in LK-Anstalten ¥ 6.285 3,9 13.662 8,6 13.632 8,6 13.718 8,7 7.433
Summe einschlieBlich Ausgliederungen
(ohne Eingliederungen) 159.822 100,0] 158.816 100,0] 159.265 100,0] 157.521 100,0 -2.301
Summe ohne Aus- und Eingliederungen 111.094 69,5 109.766 69,1] 109.510 68,8/ 107.313 68,1 -3.781
dar.: "Allgemeine Verwaltung" - Summe abz.

Ausgliederungen und ohne Landeslehrer 46.284 29,0 45.903 28,9 45.722 28,7 45.420 28,8 -864,0

1) Karntner Krankenanstaltenbetriebsgesellschaft und ab 2001 Oberosterreichische Gesundheits- und Spitals-AG.
Quelle: Gebarungstibersichten, ST.AT, Geschaftsberichte und eigene Berechnungen.

19 Bei dieser Darstellung werden u. a. die Bediensteten der Landeskrankenanstalten herausgerechnet, unabhéngig davon,
ob sie zu diesem Zeitpunkt bereits tatsachlich (das heif3t rechtlich) in eine selbststéndige Organisationsform ubergefihrt
wurden oder nicht.
20 |n Niederdsterreich dominiert die Zahl der Gemeindespitéler; im Jahr 2003 bleibt die Ubernahme des Gemeindespitals
Baden unberiicksichtigt.
21 Teilweise wird der Personalaufwand zwar budgetiert, die Krankenanstaltenbetriebsgesellschaften refundieren jedoch i. d.
R. diesen Aufwand.
22 Siehe dazu Bericht ber die 6ffentlichen Finanzen, Anhang A7 langfristige Verbindlichkeiten von Unternehmen &ffentlicher
Gebietskorperschaften.
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Der Anteil der Landeslehrer (Beamte und Vertragsbedienstete in den allgemein bildenden und berufshildenden
offentlichen Pflichtschulen sowie den land- und forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen) an den &ffentlich
Bediensteten in den Bundesléndern (ohne Wien und einschlieBlich aller identifizierten Ausgliederungen) betragt
rund 39% bzw. in etwa 62.000 Personen. Die Beziige der Landeslehrer werden fiir jene an den allgemein bilden-
den Pflichtschulen zu 100% und jene von den berufshildenden und land- und forstwirtschaftlichen Schulen zu
50% vom Bund ersetzt. Bei der Zahl der Landeslehrer zeigt sich seit Ende 2000 ein riickl&ufiger Trend (Verande-
rung 2002/00: -1.022 Personen), der sich im Jahr 2003 stark beschleunigte (2003/02: -1.895 Personen). Im Zuge
der Verhandlungen zum Finanzausgleich 2001 wurden mit den L&ndern restriktivere Stellenplanrichtlinien fir
allgemein bildende Pflichtschulen schrittweise ab dem Schuljahr 2001/02 vereinbart, die diese riicklaufige Ent-
wicklung in Gang gesetzt haben durften. Dennoch verringerte sich aber ab Ende 2000 die Zahl der Landeslehrer
gemessen an der Schileranzahl nicht. Auf Basis der vom Bundesministerium fiir Bildung, Wissenschaft und
Kultur (BMBWK) publizierten Daten (iber die Schileranzahl und jenen in den Gebarungsubersichten ausgewie-
senen Daten uber die Zahl der Landeslehrer (ohne Wien) ergibt sich im Zeitraum 1997 bis 20022 ein Schi-
ler/Lehrerverhdltnis zwischen 10,5 (1998) und 10,7 (1997 und 2001). Dies bedeutet, dass auf einen Landeslehrer
durchschnittlich in etwa 11 Schiiler entfallen. Zwar entspricht diese Kenngrélze nicht der durchschnittlichen Klas-
sengroRe (Einsatz von zusétzlichen Lehrern, Lehrer fur Spezialfacher, Lehrer mit Verwaltungsagenden etc.),
dennoch signalisiert diese niedrige Quote Einsparungspotenzial.2* Die niedrigsten Schiler/Lehrerverhéltnisse
sind in den Bundeslandern Burgenland und Kérnten zu verzeichnen.

Die sonstigen Aufgabenbereiche der Lander (allgemeine Verwaltung, 6ffentliche Ordnung und Sicherheit, Kul-
tur, soziale Wohlfahrt, Verkehr), die in Tabelle 5 als Untergruppe ,,Allgemeine Verwaltung® ausgewiesen sind,
werden mit einer Beschéftigtenzahl von rund 45.400 abgedeckt. Das entspricht einer Quote an den 6ffentlich
Bediensteten in den Bundeslandern (ohne Wien und einschlieBlich aller identifizierten Ausgliederungen) von
knapp 29%. In diesem Bereich wurde der Personalstand zwischen dem Jahr 2000 und 2003 schrittweise um
insgesamt 864 Personen reduziert. Fir den riicklaufigen Verlauf der offentlich Bediensteten im Bereich
LAllgemeine Verwaltung” waren vor allem Oberdsterreich, Salzburg und Kémten verantwortlich.

Einschréankend anzumerken ist allerdings, dass im Rahmen dieser Studie bei den Bundeslandern (ochne Wien)
- mit Ausnahme Niederosterreichs im Jahr 2003 - ausschlieBlich die Ausgliederungseffekte der
Landeskrankenanstalten separat identifiziert wurden. Weniger beschéftigungsintensive Ausgliederungen der
Bundeslander wie die Errichtung von Landesimmobiliengesellschaften oder die Auslagerung von
Verwaltungsaktivitaten (Abwicklung der Wohnbauférderung, IT-Leistungen, Tourismus-Werbung) trugen
allerdings ebenfalls zu dem Riickgang der Beschaftigung (Summe ohne Ausgliederungen) bei. Andererseits sind
in den hier présentierten Ergebnissen auch Dienstnehmer (vor allem Beamte) enthalten, die den ausgegliederten
Einheiten zugeteilt sind und deren Personalkosten von der ausgegliederten Einheit getragen werden. Eine
Betrachtung der Personalstandsentwicklung des Bereichs ,Allgemeine Verwaltung* unter Beriicksichtigung der
Ausgliederungen und Dienstzuteilungen wirde daher vermutlich einen etwas héheren Riickgang des
Beschéftigtenstandes ergeben. Ebenso ware es leicht mdglich, dass unter Beriicksichtigung aller
Ausgliederungen und Dienstzuteilungen neben den Bundeslandern Oberdsterreich, Salzburg und Kérnten auch
andere Bundesl&nder ihren Beschéftigtenstand im Bereich ,Allgemeine Verwaltung* kontinuierlich und signifikant
abgebaut haben.

23 Daten aus der Schulstatistik sind nur bis zum Jahr 2002 verfligbar.
24 Der Priifbericht des Bundesrechnungshofes ,Besoldung der Landeslehrer* kam unter anderem zu dem Schluss, dass
durch Strukturreformen bei den Volksschulen, Vereinheitlichung der Klassengréf3e und durch Auflésen von ,Lehrerreserven*
die Zahl der Landeslehrer bei den Bundeslandern vermindert werden kénnte. In: Tatigkeitsbericht des Rechnungshofes,
Verwaltungsjahr 2002, Reihe Burgenland, 2003/2.
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2.2.3 Ursachen fur Veranderungen der Personalkapazitat (landesweise)

Im Detail konnten fiir einige Bundeslander bedeutende Anderungen der Personalkapazitat identifiziert werden,
die im Rahmen dieses Kapitels landesweise ausgefiihrt werden.

In Niederdsterreich ging die Zahl der 6ffentlich Bediensteten in den Jahren 2000 bis 2003 sukzessive zuriick,
sodass in diesem Zeitraum ein Personalabbau von etwas mehr als 600 Personen realisiert wurde. Diese stetige
Gesamtentwicklung darf allerdings nicht dariiber hinwegtduschen, dass insbesondere im Jahr 2003 markante
Veréanderungen in Teilbereichen vollzogen wurden, die sich aber zum Teil kompensierten. In Niederdsterreich fiel
in diesem Jahr der Riickgang der Landeslehrer mit 872 Personen besonders deutlich aus. Allerdings flihrte die
Umwandlung des Gemeindespitals Thermenklinikum Baden in eine Landeskrankenanstalt zu einer Aufstockung
der Personalkapazitdt im Gesundheitshereich um 609 Bedienstete, da auch die Mitarbeiter des ehemaligen
Gemeindespitals in den Landesdienst Ubernommen wurden. Zudem wurde im Dezember 2004 im
niederdsterreichischen Landtag der Beschluss gefasst, per 1.1.2005 weitere acht Gemeindespitdler zu
Ubernehmen. Ab diesem Zeitpunkt werden das KH Waidhofen/Thaya, das Weinviertelklinikum Mistelbach, das
KH Hollabrunn, das Zentralklinikum St. Pdlten, das Mostviertelklinikum Amstetten, das KH Lilienfeld, das KH
Hainburg sowie das KH Gmiind vom Land Niederésterreich geflihrt. Ab 1.1.2006 sollen noch weitere sieben
Krankenanstalten hinzukommen: das Waldviertelklinikum (mit den Standorten Horn, Eggenburg und Allentsteig),
Krems, Wachauklinikum Melk, Waidhofen/Ybbs, Zwettl, Scheibbs und das Humanisklinikum mit den Standorten
Korneuburg und Stockerau. Von der Ubernahme der insgesamt 18 Gemeindespitaler sind tber 14.000
Bedienstete betroffen, die zur Génze in den Landesdienst Ubernommen werden. Im Jahr 2003 erfolgte in
Niederosterreich eine Umgliederung der Landespensionisten- und -pflegeheime von den Einrichtungen der
allgemeinen Sozialhilfe (Unterabschnitt 410) zu den Betrieben mit marktbestimmter Tétigkeit (Unterabschnitt
859). Diese MalRnahme wurde in den Gebarungsiibersichten durch eine Verschiebung der involvierten Mitarbeiter
(3.837 Personen) zum Personal der ,ausgegliederten Landeskrankenanstaltenbetriebsgesellschaften” statistisch
erfasst, wodurch die Entwicklung der Personalkapazitat im Spitalswesen verzerrt wird. 2

Die Entwicklung des Personalstandes des Landes Oberdsterreich ist wesentlich durch die Ausgliederung der
Oberdsterreichischen Gesundheits- und Spitals-AG (GESPAG) im Jahr 2001 gepragt. Diese Ausgliederung von
7.411 Bediensteten des Landes war auch flir die Gesamtentwicklung auf Ldnderebene der bestimmende Faktor
(siehe Kapitel 2.2.1).

Auch in Vorarlberg wurde der Personalstand aufgrund der Ubernahme von Gemeindespitalern im Jahr 2003
erheblich beeinflusst. Die Mitarbeiter der Spitéler Bludenz (299 Personen) und Hohenems (319 Personen) zahlen
seit dem Jahr 2003 zu den offentlich Bediensteten des Landes und erkldren gréftenteils die markante
Ausweitung der Vorarlberger Personalkapazitit (ohne Landeslehrer) in Hohe von 692 Personen im Jahr 2003
gegeniber dem Vorjahr.

25 |n dieser Studie wird diese Umgliederung separat dargestellt (siehe Tabelle 5 bzw. Tabelle A5, Anhang 5.1)
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2.3 Personalkapazitaten von Wien

Die Bundeshauptstadt Wien wird im Gegensatz zu den anderen Bundeslandern hier separat dargestellt, da sie
sowohl typische lander- als auch gemeindespezifische Agenden umschlief3t und somit weder mit anderen grof3en
Osterreichischen Stadten noch mit den restlichen Bundeslandern direkt vergleichbar ist. Die priméren Datenquel-
len sowie der Aufbau der folgenden Tabellen entsprechen jenen der Bundeslénder. Im Gegensatz zu den restli-
chen Bundesléndern enthalten die Gebarungsibersichten von ST.AT bei Wien auch Bedienstete von ,wirtschaft-
lichen Unternehmen (Gruppe 8 VRV)". Ausgeklammert sind jedoch die Wiener Stadtwerke (Bestattung, Wien-
strom, Wiengas, Wiener Linien, Wiener Stadtwerke Holding) mit einem Beschéftigtenstand in der GréRenordnung
von 12.300 Personen. Diese Bediensteten wurden auch in den folgenden Tabellen nicht aufgenommen.

2.3.1 Gesamtentwicklung

Tabelle 6: Stand der 6ffentlich Bediensteten von Wien Ende 1997 bis Ende 2003

(VZA)
Verwendungsart 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003| A 03/00
Beamte 30.529| 30.330f 29.907| 28.953| 28.495| 27.619| 26.881| -2.072
Vertragsbedienstete 29.640| 29.239| 29.529| 29.777| 30.097| 30.536| 30.846 1.069
Summe 60.169| 59.569| 59.436| 58.730| 58.592| 58.155| 57.727| -1.003
Landeslehrer 10.551] 10.654| 11.432| 11.125( 11.552| 10.970] 10.386 -739
Insgesamt It. GBU 70.720| 70.223] 70.868| 69.855| 70.144| 69.125| 68.113| -1.742
dar.: ausgegliederte LK-Anstalten - - - 29.265| 29.123| 28.946] 28.869 -396

Rickgange infolge d. Ausgliederung: Wiener
Wohnen (2000) und Museen d. Stadt Wien
(2002) - - - 601 599 719 736 -

Summe einschlieBlich Ausgliederungen 70.720{ 70.223| 70.868| 70.456 70.743| 69.844| 68.849| -1.607

Summe ohne Ausgliederungen . . . 40.477] 40.907] 40.179| 39.244] -1.233

Quelle: Gebarungsubersichten, ST.AT, Rechnungsabschlisse von Wien und eigene Berechnungen.

Die Entwicklung des Beschaftigtenstandes von Wien gemal Gebarungstbersichten ist von 1997 bis 2001
durch Fluktuationen gekennzeichnet: Einem Riickgang folgt ein Zuwachs im darauf folgenden Jahr, wobei die
Veranderung von 2000 gegentiber dem Vorjahr auf Grund der Ausgliederung von ,Wiener Wohnen* deutlicher
ausfallt als in den Jahren zuvor. Auch die Einbeziehung der seit 2000 nicht mehr enthaltenen Bediensteten von
,Wiener Wohnen" @ndert an dem Gesamtbild nichts, aufier dass die Schwankungen abflachen. Bis Ende 2001 ist
insgesamt keine starke Veranderung des Personalstandes (iber den Zeitablauf beobachtbar (Summe einschlieR3-
lich Ausgliederungen: Ende 1997: 70.720 VZA; Ende 2001: 70.743 VZA). Allerdings diirften ab dem Jahr 2002
MalRnahmen gesetzt worden sein, um den Stand an offentlich Bediensteten in Wien schrittweise zu vermindern.
Die Personalkapazititen von Wien gingen 2002 sowohl unter Einbeziehung der Bediensteten in den ausgeglie-
derten Organisationseinheiten (-899 VZA oder -1,3%) als auch ohne den Ausgliederungen? (-728 VZA oder
1,8%) vergleichsweise stark zuriick. Auch im Jahr 2003 setzte sich der Riickgang fort: Die Zahl der Bediensteten
einschlieBlich ausgegliederter Einheiten wurde gegentiber dem Vorjahr um 995 VZA reduziert, jene ohne Aus-
gliederungen um 935 VZA.

2 Die Bediensteten des Wiener Krankenanstaltenverbundes, von Wiener Wohnen und der Museen der Stadt Wien bleiben in
diesem Zusammenhang wéhrend des gesamten Beobachtungszeitraumes auf3er Acht.
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2.3.2 Struktur der o6ffentlich Bediensteten und deren Entwicklungen

Die Struktur des Beschéftigtenstandes in Wien weicht naturgemafd von jenen der anderen Bundeslander ab:
Wahrend das Spitalswesen in Wien deutlich mehr Beschéftigte bindet als der Landerdurchschnitt (ohne Wien)
(Krankenanstaltenquote 2003: Wien 41,9%; Bundeslénder (ohne Wien): 29,4%), liegt der Anteil bei den Landes-
lehrern gemessen an den offentlich Bediensteten von Wien deutlich unter jenem der anderen Bundeslander
(Landeslehrerquote 2003: Wien 15,1%; Bundeslander (ohne Wien): 39,3%).

Tabelle 7: Zahl der 6ffentlich Bediensteten von Wien zum Jahresende nach Ver-
wendungsart (VZA)

2000 2001 2002 2003

Verwendungsart VZA %-Anteil VZA %-Anteil VZA %-Anteil VZA %-Anteil | A 03/00
Beamte 28.953 41,1 28.495 40,3 27.619 39,5 26.881 39,0 -2.072
Vertragsbedienstete 29.777 42,3 30.097 42,5 30.536 43,7 30.846 44.8 1.069
Summe 58.730 83,4 58.592 82,8 58.155 83,3 57.727 83,8 -1.003
Landeslehrer (LL) 11.125 15,8 11.552 16,3 10.970 15,7 10.386 15,1 -739
Insgesamt It. GBU 69.855 99,1 70.144 99,2 69.125 99,0 68.113 98,9 -1.742
dar.: ausgegliederte Landeskranken-

anstaltenbetriebsgesellschaften 29.265 41,5 29.123 41,2 28.946 41,4 28.869 41,9 -396
Wiener Wohnen (WW) und Museen d. Stadt Wien
(Mu) 601 0,9 599 0,8 719 1,0 736 1,1 135
Summe einschl. LK-Anstalten, WW, Mu 70.456 100,0 70.743 100,0 69.844 100,0 68.849 100,0 -1.607
Summe ohne Ausgliederungen 40.477 57,5 40.907 57,8 40.179 57,5 39.244 57,0 -1.233
dar.: "Allgemeine Verwaltung" - Summe abz.

LK-Anstalten, WW, Mu und LL 29.352 41,7 29.355 41,5 29.209 41,8 28.858 41,9 -494,0

Quelle: Gebarungsubersichten, ST.AT, Rechnungsabschlisse von Wien und eigene Berechnungen.

Die Zahl der Landeslehrer ist in Wien — im Gegensatz zu den L&ndern ohne Wien — erst ab 2002 riickl&ufig
(Veranderung 02/01: -582 VZA; 03/02: -584 VZA). Auch das Schiiler/Lehrerverhltnis unterschreitet innerhalb der
gesamten Beobachtungsperiode mit einer Quote von unter 10 den Landerdurchschnitt (ohne Wien) von rund 11.
Die Schileranzahl pro Landeslehrer nahm bis zum Jahr 2001 tendenziell ab. Zu diesem Zeitpunkt wurde mit 9,2
der geringste Wert des Beobachtungszeitraums erreicht. Im Jahr 2002 stieg die Quote wieder an und ergab einen
Wert von 9,8.

Die in der Untergruppe ,Allgemeine Verwaltung” ausgewiesenen Leistungen (allgemeine Verwaltung, offentli-
che Ordnung und Sicherheit, Kultur, soziale Wohlfahrt, Verkehr) werden mit einer Beschéftigtenzahl von knapp
29.000 VZA abgedeckt. Das entspricht einer Quote an den gesamten offentlich Bediensteten in Wien
(einschlief3lich der Ausgliederungen) von beinahe 42%. In diesem Bereich wurde der Personalstand seit Ende
2000 um knapp 500 VZA reduziert. Auch hier zeigt sich, dass die Personalreduktion erst 2002 einsetzte und im
Jahr 2003 fortgesetzt wurde (Veranderung 02/01: -146 VZA, 03/02: -351 VZA). Die Entwicklung des
Personalstandes im Bereich der ,Allgemeinen Verwaltung” von Wien ist Giberdies auch vor dem Hintergrund der
Leistungsverschiebungen zwischen den Gebietskérperschaften im Zuge der Verwaltungsreformprojekte
(Verwaltungsreformgesetz 2001) zu sehen. Diese Reorganisationen haben das Aufgabenspektrum inshesondere
der Gemeinden mit Bundespolizeidirektionen — und somit auch in Wien — ausgeweitet (ndheres siehe Kapitel
2.4). Der rlcklaufige Verlauf des Beschaftigtenstandes ab dem Jahr 2002 war insofern nicht zu erwarten und
belegt zunehmende Sparanstrengungen.
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2.4 Personalkapazitaten in den Gemeinden (ohne Wien)

Den Ausfilhrungen zu den Personalkapazitaten der Gemeinden werden die Gebarungsibersichten von Statistik
Austria zu Grunde gelegt, wobei eine Diversifikation nach GemeindegrélRenklassen (GK) vorgenommen wird. Die
Zahl der Bediensteten auf kommunaler Ebene ist in Vollzeitaquivalenten (VZA) zum Jahresultimo dargestellt und
entspricht der Summe der Beschaftigten Gber alle Voranschlagsgruppen geméafls VRV. Damit umfasst das Daten-
set auch die VA-Gruppe 8 (Dienstleistungen), wo die so genannten Gebihrenhaushalte, sonstige dienstleistende
Betriebe sowie Betriebe mit marktbestimmter Tatigkeit (Abschnitte 85-89), wie z. B. Kanalisation, Mllabfuhr,
Wasserver- und -entsorgung, Immobilienverwaltung etc., ausgewiesen werden. Betriebe mit marktbestimmter
Tatigkeit z&hlen im Sinne des ESVG (Quasi-Kapitalgesellschaften) nicht zum 6ffentlichen Sektor, sind aber hier
enthalten und z&hlen zu den beschéftigungsintensiven Leistungsbereichen der Gemeinden.?” Auf der Grundlage
des verfugharen Datensets ist eine separate Darstellung von Aus- und Umgliederungseffekten nicht moglich.
Dennoch lasst sich in einzelnen Féllen zeigen, dass die Entwicklung der Personalkapazitat nachhaltig durch
Ausgliederungen (oder durch die unterschiedliche Behandlung institutioneller Einheiten wéhrend des Beobach-
tungszeitraumes) beeinflusst wurde und Briiche in den Zeitreihen demnach auf einen unterschiedlichen Er-
fassungsumfang beruhen.

Die Entwicklung des Personalstandes der Gemeinden ist auch im Lichte der Aufgabenwahrnehmung zu sehen,
die in den letzten Jahren sukzessive ausgeweitet wurde. So bewirkte das ,Verwaltungsreformgesetz 2001* zahl-
reiche Gesetzesnovellen (z. B. Verwaltungsverfahren-, Verwaltungsstraf-, Forst- und Strahlenschutzgesetz), die
das Aufgabenspektrum der Bezirksverwaltungen bzw. Statutarstadte merklich beeinflusst haben. Neue bzw.
zusétzliche Aufgaben im Rahmen des Gesetzesvollzuges umfassen z. B. die vermehrte Sachverstandigenarbeit,
die Abwicklung zusatzlicher Verfahren oder die Erteilung verschiedener neuer Bewilligungen. Auch wurden auf
der Grundlage von Verwaltungsreformgesetzen die Agenden des Melde-, Pass- und Fundwesens im 0rtlichen
Wirkungsbereich einer Bundespolizeidirektion vom Bund zu den Gemeinden transferiert.¢ Das heifit, in Gemein-
den mit Bundespolizeibehdrden liegt seit 1. Marz 2002 das Meldewesen und seit 1. Februar 2003 das Pass- und
Fundwesen im (ibertragenen Wirkungshereich der Blrgermeister.

Die Personalkapazititen der Gemeindeverbande werden in dieser Studie separat dargestellt, da die diesbeziig-
lichen Informationen in den Gebarungsubersichten stark durch die jahrliche Verbesserung der Erhebungsqualitat
gepragt sind. AuRerdem sind Uberschneidungen (Doppelzahlungen) mit dem Personalstand der Gemeinden a
priori nicht auszuschlieen, da in der kommunalen Praxis mehrere unterschiedliche Aktivititen (die teils der Ge-
meinde und teils den Gemeindeverbanden zugerechnet werden) oft nur von einer Person durchgefiihrt werden
und eine entsprechend getrennte Erfassung nicht immer sichergestellt werden kann.

Die Einteilung nach GemeindegroRenklassen erfolgt auf der Grundlage der Einwohnerzahl (EW), die im Rahmen
der Volkszéhlung ermittelt wird. Demzufolge liefert die Volkszahlung 1991 die Basis fir den Beobachtungs-
zeitraum 1997 his 2001. Ab 2002 beruht die Einteilung der Gemeinden auf der Volkszahlung 2001, wodurch
statistisch begriindete Briiche in den Zeitreihen unvermeidbar bleiben.2®

21 Der Personalaufwand der marktbestimmten Betriebe (Abschnitte 85 bis 89) betrug laut GBU 2003 rund 350 Mio EUR; das
sind knapp 14% des Gesamtpersonalaufwandes der Gemeinden.
28 Bestand zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der Verwaltungsreformgesetze in einer Gemeinde eine Bundespolizeidirektion
(konkret in Eisenstadt, Graz, Innsbruck, Klagenfurt, Leoben, Linz, Salzburg, St. Pélten, Schwechat, Steyr, Villach, Wels,
Wien und Wr. Neustadt), so oblagen die angesprochenen Agenden diesen Bundesbehdrden. In allen anderen Gemeinden
waren schon bisher die Biirgermeister fiir das Melde- und Fundwesen bzw. die Bezirksverwaltungsbehdrden (Stadte mit
eigenem Statut) fiir das Passwesen zustéandig.
29 Konkret kam es in den folgenden Féllen zu Verschiebungen zwischen GemeindegréRenklassen: Korneuburg (NO), St.
Johann im Pg. und Wals-Siezenheim (jeweils Slbg) sowie Gotzis (VIbg) wurden, statt wie bisher in der GK 1, in der GK 2
erfasst; St. Polten (NO) wurde der GK 3 zugeordnet (bisher GK 4).
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In Tabelle 8 wird die Anzahl der Gemeinden (landesweise) nach 4 GrélRenklassen? fir das Jahr 2003 dargestellt,
wobei sich die Gesamtzahl der dsterreichischen Gemeinden in Hohe von 2.358 (ohne Wien) zuletzt im Jahr 1998
— infolge der Aufhebung einer Gemeindezusammenlegung3! mit Wirkung vom 1. Janner 1998, aus der die nie-
derésterreichische Gemeinde Muckendorf-Wipfing hervorgegangen ist — geéndert hat.

Tabelle 8: Anzahl der Gemeinden nach GemeindegréfRenklassen 2003

GemeindegroéRenklassen (GK)
Bundesland GK1 GK 2 GK 3 GK 4 Gesamt
bis 10.000 EW 10.001 bis 20.000 EW | 20.001 bis 50.000 EW tiber 50.000 EW
Burgenland 170 1 0 0 171
Karnten 124 5 1 2 132
Niederdsterreich 554 12 7 0 573
Oberosterreich 432 8 3 2 445
Salzburg 115 3 0 1 119
Steiermark 535 5 2 1 543
Tirol 272 6 0 1 279
Vorarlberg 87 6 3 0 96
Gesamt 2.289 46 16 7 2.358
Einwohner It. VZ 2001 4,531.673 622.440 458.772 869.918 6.482.803

Quelle: Statistik Austria.

2.4.1 Gesamtentwicklung

Die Veranderung der Personalkapazitat der dsterreichischen Gemeinden insgesamt fiel im Zeitraum 1997 bis
2002 sehr moderat aus (Ende 1997: 80.565 VZA, Ende 2002: 80.370 VZA:; siehe Tabelle 9: Ergebnisse It GBU).
Allerdings unterliegt der Personalstand in dieser Periode stets groRen Schwankungen. So folgt dem Tiefpunkt im
Jahr 1999 der personelle Hochststand auf kommunaler Ebene in Héhe von 81.734 VZA im Jahr 2000 (+1.862
VZA). Seither ist die Zahl der Gemeindebediensteten riicklaufig, obwohl die laufende Umsetzung der zuletzt
erfolgten Ausweitung des kommunalen Ausgabenspektrums genau in diesen zeitlichen Rahmen fallt,32 und lag
Ende 2003 bei 79.569 VZA. In diesem Jahr erreichte der Riickgang der Gemeindebediensteten gegeniiber dem
Jahr 2002 ein AusmaR von rund 800 VZA, gegeniiber dem Jahr 1997 knapp 1.000 VZA.

Zunachst ist anzumerken, dass der Anstieg der Gemeindebediensteten im Jahr 2000, wie in den Gebarungs-
Ubersichten ausgewiesen, iiberzeichnet ist: Im Rahmen der Vertragsbediensteten bestimmt Niederdsterreich die
Gesamtentwicklung der Jahre 1999 und 2000, wobei der sprunghafte Anstieg der Vertragsbediensteten im Jahr
2000 (+3.508) besonders herausragt. Dieser lasst sich zum Grofteil auf Verdnderungen im Personalstand
St. Péltens zurtickfihren. Die Erklarung liegt bei der erstmaligen Erfassung der Bediensteten des dortigen Ge-
meindespitals im Zuge der Umstellung auf eine elektronische Dateniibermittiung an Statistik Austria. Die Be-
schaftigten des Krankenhauses sind allerdings immer im Dienste der Stadt St. Pélten gestanden (und dort im
Personalstand der Gemeinde entsprechend gefiihrt worden).

30 Zusétzlich werden im Tabellenanhang die Gemeinden bis 10.000 EW in 5 GréRenklassen ausgewiesen.
31 Diese MaRnahme filhrte konkret zu einer Ausweitung der Gemeindezahl innerhalb der GK 1, die allerdings erst ab dem
Jahr 1999 im verwendeten Datenset Berticksichtigung findet.
32 Wiirde man die knapp 2.500 Bediensteten des Gemeindespitals St. Pélten auch in den Jahren 1997 bis 1999 beriicksich-
tigen (laut ST.AT., Statistisches Jahrbuch Osterreichischer Stadte: 2.383, 2.441 bzw. 2.465 Personen) — Naheres zu diesem
Erfassungsmangel im Rahmen der Beschreibung zur Tabelle 9 —, ergébe sich (isoliert von sonstigen Bereinigungen) ab dem
Jahr 1998 ein Riickgang bei der Zahl der Gemeindebediensteten insgesamt.

17



Weiters diirfte die skizzierte, riicklufige Entwicklung gemaR den Ergebnissen von Statistik Austria primar Folge
von statistischen Unschérfen bei der Erfassung sowie institutionellen Verénderungen sein. Bildet man analog
zum Kapitel 2.2.1 die Summe der Gemeindebediensteten einschlieBlich identifizierter Ausgliederungen,
miisste man die Bediensteten des AKH Linz — in einer GréfRenordnung von mittlerweile rund 2.400 Bedienste-
ten® — ab dem Jahr 2001 in den Ergebnissen weiterhin berticksichtigen. Dadurch wére der erwéhnte Riickgang
der Bediensteten auf kommunaler Ebene erst ab dem Jahr 2002 feststellbar (siehe Tabelle 9). Beachtet man
weiters, dass im Jahr 2003 — wie bereits im Kapitel 2.2.1 dargestellt — Gber 1.200 Gemeindebedienstete (KH
Baden, KH Bludenz, KH Hohenems) in den Landesdienst ibernommen wurden, kristallisiert sich fiir das Jahr
2003 bei den Gemeinden insgesamt letztendlich ein Anstieg von 550 Bediensteten gegentiber 2002 heraus. Die
Zahl der Gemeindebediensteten (Summe einschliel3lich Ausgliederungen) im Jahr 2003 belief sich demnach auf
rund 83.200 VZA und tragt der Bereinigung um die Bediensteten der Krankenanstalt St. Poltens sowie der aus-
gegliederten Spitdler Rechnung. Der Stand am Ende des Betrachtungszeitraumes wurde zwischen 1997 und
2003 nur einmal, namlich im Jahr 1998 mit 83.850 VZA, iiberschritten.

Stellt man den Anfangs- (1997) und Endstand (2003) der Beschéftigung auf kommunaler Ebene jeweils ohne die
Bediensteten ausgegliederter Bereiche (Summe ohne Ausgliederungen) in Hohe von 79.633 VZA bzw. 79.569
VZA gegeniiber, ist mit -64 VZA (2003/1997) kaum eine Veranderung zu verzeichnen. Allerdings ist die Entwick-
lung Uber diesen Zeitraum durch zum Teil betréchtliche Fluktuationen geprégt. Zuletzt (2003) war eine Zunahme
gegeniiber dem Vorjahr um 500 VZA feststellbar.

Tabelle 9: Zahl der Gemeindebediensteten zum Jahresende (VZA)

Gemeinden gesamt 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003
Beamte 11.599 11.517 11.630 11.095 10.382 10.207 9.817
Vertragsbedienstete 59.614 61.254 60.095 63.603 63.741 63.537 62.905
Summe 71.212 72.771 71.725 74.699 74.123 73.744 72.722
Sonstige 9.353 8.638 8.147 7.035 6.753 6.626 6.847
Insgesamt It. GBU 80.565 81.409 79.872 81.734 80.876 80.370 79.569
nicht enthaltene Bedienstete

der KA St. Pélten 2.383 2.441 2.465 - - -

Riickgange infolge der Ausgliederung des AKH

Linz - - - - 2.249 2.279 2.403
Bedienstete uUbertragener

Gemeindespitéler an die Léander - - - - - - 1.227
Summe einschlieRlich Ausgliederungen ¥ 82.948 83.850 82.337 81.734 83.125 82.649 83.199
Summe ohne Ausgliederungen 79.633 80.528 78.930 78.278 79.602 79.069 79.569
Veranderung der Zahl der 6ffentlich Bediensteten zum Vorjahr (absolut)

Beamte . -82 113 -534 -713 -175 -391
Vertragsbedienstete . 1.641 -1.159 3.508 137 -203 -632
Summe . 1.559 -1.046 2.973 -576 -378 -1.022
Sonstige . -715 -491 -1.111 -282 -128 221
Insgesamt It. GBU . 844 -1.537 1.862 -858 -506 -801
Summe einschlieRlich Ausgliederungen 902 -1.513 -603 1.391 -476 550
Summe ohne Ausgliederungen 895 -1.598 -652 1.324 -533 500

Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen.
1) AusschlieBlich unter Beruicksichtigung identifizierter Ausgliederungen.

Insgesamt ergibt sich daraus, dass letztendlich statistische Unschéarfen bei der Erfassung der Gemeindebe-
diensteten sowie institutionelle Veranderungen — wie anhand der Beispiele der Gemeindespitéler St. Pélten und

33 | aut Jahresbericht des AKH Linz in den Jahren 2000: 2.150, 2001: 2.249, 2002: 2.279 und 2003: 2.403 Beschaftigte (ohne
Honorarkréfte, Lehrlinge und Zivildiener).
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Linz, aber auch Baden, Bludenz und Hohenems, deutlich sichtbar wurde — vorrangig fiir die Zu- bzw. Abnahmen
der Gemeindebediensteten in Summe verantwortlich waren. Gesetzte Malinahmen zur Verénderung des Perso-
nalstandes in den Gemeinden spielten daher in den Jahren 1998 bis 2003 bei der Verénderung des Gesamtag-
gregates kaum eine Rolle. Aus der Betrachtung der Personalkapazitdt nach Gemeindegrof3enklassen (siehe
Tabelle 10) kann man allerdings gleichzeitig erkennen, dass die Veranderungen der Personalstéande in den ein-
zelnen Gemeinden sehr unterschiedlich bzw. gegenlaufig (hinsichtlich Umfang und Zeitpunkt) waren und die
Aggregatshetrachtung naturgemal keinen Riickschluss auf Einzelentwicklungen zul&sst.

Generell ist eine Verschiebung der Beschaftigungsverhaltnisse in Richtung Vertragsbedienstete zu beobachten,
ricklaufige Entwicklungen sind sowohl tendenziell bei der Gruppe der sonstigen Dienstnehmer (insbesondere
Saisonarbeitskrafte und Dienstnehmer in handwerklicher Verwendung)3* als auch bei den Beamten zu beobach-
ten. Die Rickflhrung der pragmatisierten Belegschaft hat auch auf kommunaler Ebene Einzug gehalten. Sofern
der natirliche Abgang von Beamten kompensiert wird, erfolgt dies verbreitet durch Aufnahme von Vertragsbe-
diensteten. Pragmatisierungen werden nur noch vereinzelt vorgenommen.

Der tendenzielle Riickgang der sonstigen Bediensteten ist zum Teil auf Anderungen gesetzlicher Bestimmun-
gen (Landes-Vertragsbedienstetengesetze) zuriickzufiihren, die eine Umwandlung von Dienstverhaltnissen nach
sich gezogen haben. Durch die Neudefinition sonstiger Dienstverhaltnisse werden beispielsweise in Tirol nur
noch jene Beschéftigten in dieser Kategorie gefiihrt, die weniger als 6 Monate/Jahr bei der Gemeinde beschaftigt
sind und/oder unter 30% ihrer Einkinfte von der Gemeinde beziehen. Da die Beurteilung und Bewertung der
einzelnen Dienstverhaltnisse aufwéndig ist, werden auch noch in den Folgejahren nach in-Kraft-Treten der recht-
lichen Bestimmungen laufend Ubertritte in den Status eines Vertragsbediensteten vollzogen, wodurch die Ab-
nahme der sonstigen Bediensteten verstetigt wird.

Tabelle 10: Zahl der Gemeindebediensteten nach GroRenklassen zum Jahresende

(VZA)

Gemeinden gesamt 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003
GK 1 - bis 10.000 EW 40.257 41.221 41.430 40.944 41.886 41.858 42.894
GK 2 - 10.001 bis 20.000 EW 9.439 9.721 9.710 9.444 10.330 9.818 8.969
GK 3 - 20.001 bis 50.000 EW 10.994 10.470 9.292 9.147 9.373 12.352 12.056
GK 4 - Giber 50.000 EW 19.875 19.997 19.440 22.199 19.286 16.342 15.650
Insgesamt 80.565 81.409 79.872 81.734 80.876 80.370 79.569
Veranderung der Zahl der 6ffentlich Bediensteten zum Vorjahr (absolut)

GK 1 - bis 10.000 EW . 964 209 -486 942 -28 1.036
GK 2 - 10.001 bis 20.000 EW . 282 -11 -266 886 -512 -849
GK 3 - 20.001 bis 50.000 EW . -524 -1.178 -145 226 2.979 -296
GK 4 - iiber 50.000 EW . 122 -557 2.759 -2.913 -2.944 -692
Insgesamt . 844 -1.537 1.862 -858 -506 -801

Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen.

In Bezug auf die Entwicklung der Zahl der Gemeindebediensteten nach GrofRenklassen ergibt sich folgendes
Bild:

34 |n der Praxis sind in dieser Kategorie zum Teil auch Saison- und Kurzzeitarbeitskrafte zu finden, die allerdings im Sinne
der VRV - wo von sténdig sonstigen Bediensteten die Rede ist — nicht einzurechnen waren.
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Die Entwicklung des Personalstandes in der GK 1 — jener GroRenklasse, die rund die Halfte aller Gemeindebe-
diensteten abdeckt — zeichnet sich durch eine tendenzielle Zunahme aus, wobei gegen Ende der Beobachtungs-
periode die Zahl der Bediensteten nochmals markant ansteigt. Im Detail fallt die Entwicklung der Zahl der Ver-
tragsbediensteten in den Jahren 1998 (+1.080 VZA) und 2001 (+1.265 VZA) auf, wobei im ersten Fall Salzburg
und Oberdsterreich, im zweiten Fall Salzburg und die Steiermark das Ergebnis stark beeinflussen. Der sprung-
hafte Anstieg im Jahr 2003 ist im Wesentlichen auf die Beschéftigungsentwicklung der steiermarkischen Ge-
meinden zurtick zu fihren.

Die Zahl der Gemeindebediensteten in der GK 2 ist durch jahrliche Schwankungen charakterisiert, wobei sich bis
zum Jahr 2002 kaum ein bedeutender Einfluss auf die Gesamtentwicklung ableiten lasst. Bis dahin sticht einzig
die Veranderung der Anzahl der Vertragsbediensteten im Jahr 2001 in Héhe von +939 VZA (Niederdsterreich:
+920 VZA) hervor. Im Jahr 2003 hingegen schlagt die Ubernahme der Bediensteten der Spitéaler Bludenz und
Hohenems in den Landesdienst durch und erklart zum Grof3teil den deutlichen Niveaueffekt gegeniiber dem
Vorjahr bzw. dem Beginn des Beobachtungszeitraumes.

Die GK 3 zeigt im Rahmen der Entwicklung des Personalstandes folgendes Bild: Bis zum Jahr 2000 geht die
Zahl der Bediensteten sukzessive zuriick, wobei insbesondere im Jahr 1999 ein starker Rlickgang an Vertrags-
bediensteten (-898 VZA) — dabei ist wiederum Niederdsterreich ausschlaggebend — zu Buche schlagt. Ab dem
Jahr 2001 nimmt die Zahl der Bediensteten wieder zu, wobei das Jahr 2002 (+2.566 VZA) durch die Reklassifika-
tion St. Péltens, die auf der Grundlage der Ergebnisse der Volkszahlung 2001 erfolgte, wesentlich bestimmt ist.
Auch im Jahr 2003 hatte sich der Anstieg der Personalkapazitdten in dieser GroRenklasse fortgesetzt. Allerdings
wurden die Bediensteten des Gemeindespitals Baden in den Landesdienst Niedergsterreichs ibernommen, wo-
durch letztendlich insgesamt ein Riickgang gegentiber 2002 ausgewiesen wird.

Die Beschaftigungsentwicklung in der GK 4 ist vor allem ab dem Jahr 2000 durch gravierende Fluktuationen
gekennzeichnet. In dieser GroRenklasse scheinen im Jahr 2000 (+3.208 VZA) und 2001 (-2.231 VZA) herausra-
gende Veranderungen im Rahmen der Vertragsbediensteten auf. Verantwortlich dafiir diirfte zum einen
St. Pélten (2000) sein — siehe obige Erkl&rung — zum anderen die obergsterreichische Stadt Linz (2001), wo ab
dem Jahr 2001 das Personal des Allgemeinen offentlichen Krankenhauses (AKH Linz) nicht mehr im Rech-
nungsabschluss der Landeshauptstadt angefiihrt (Ausgliederung als Unternehmen laut Statut) und folglich in den
Ausfiihrungen auch nicht mehr erfasst wird. Entsprechend spiegelbildlich zur GK 3 stellt sich das Jahr 2002
(-2.918 Vertragsbedienstete) infolge der neuen Zuordnung St. Péltens dar. Im Jahr 2003 wird die Gesamtentwick-
lung dieser GroRenklasse wesentlich durch einen Riickgang der Zahl der Bediensteten in Graz beeinflusst. Aller-
dings wird diese Entwicklung durch das Personalamt der Stadt Graz nicht bestétigt (siehe Kapitel 2.4.3).

Am Beispiel des Jahres 2001 wird die Wichtigkeit einer detaillierten Betrachtung transparent: Auf der Grundlage
der Tabelle 9 hat sich die Anzahl der Vertragsbediensteten gegenuber dem Vorjahr nicht nennenswert veréndert.
Allerdings wird der bestehende Erklérungsbedarf transparent, wenn man die gegenléufige Entwicklung zwischen
einigen GemeindegroRenklassen erkennt: Die Vertragsbediensteten der GK 1 und GK 2 legten um insgesamt
+2.204 VZA zu, die Zahl der Vertragsbediensteten in der GK 4 nahm hingegen um -2.231 VZA ab.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Gesamtentwicklung der kommunalen Personalkapazitat wesent-
lich durch die GK 4 geprégt ist und deren Volatilitdt durchschldgt. Angesichts der umfangreicheren organisatori-
schen Strukturen groRer Gemeinden besteht hoheres Verdnderungs- bzw. Restrukturierungspotenzial, das auch
vermehrt ausgeschopft wird. Zudem muss eine kritische” Menge an Bediensteten existieren, um spiirbaren Ein-
fluss auf das Aggregat der Gemeindebediensteten nehmen zu kénnen. Kleinere Gemeinden sind hingegen durch
eher stabile Beschéftigungsstrukturen charakterisiert, die kaum Spielraum fir gravierende Veranderung der
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Kopfzahl bieten. Durch die Vielzahl der bestimmenden Einfliisse ist eine allgemeingiiltige Interpretation der jewei-
ligen Entwicklungen durch eine Gesamtbetrachtung nur schwer moglich. Bedeutende Verénderungen kompen-
sieren sich und gehen folglich in der Gesamtdarstellung verloren.

2.4.2 Gemeindeverbande

Die folgenden Ausflihrungen beziehen sich auf alle Verbande, die im Rahmen der Gebarungsiibersichten erho-
ben werden. Um der unterschiedlichen sektoralen Zugehdrigkeit der einzelnen Verbandstypen Rechnung zu
tragen, werden die Bediensteten der Schulgemeindeverbande gesondert ausgewiesen.

Im Sinne der VGR werden einzig die Schulgemeindeverbande noch dem Sektor Staat zugerechnet®. Sie finan-
zieren ihren Haushaltsbedarf — auf der Grundlage landesgesetzlicher Regelungen — (iber Umlagen oder Be-
triebsbeitrage. Alle anderen Verbande (Wasserversorgung, Umwelt, Gesundheit etc.), die zum Teil auf Basis des
Wasserrechtsgesetzes bzw. durch Landesgesetze geregelt sind, decken ihren Finanzbedarf durch Gebiihrenein-
nahmen, Leistungserldse, Gemeindeumlagen und Mitgliedsbeitrage sowie sonstige Transferzahlungen von Ge-
bietskorperschaften. Dadurch sind sie in der Lage, mehr als 50% ihrer Produktionskosten (Personalaufwand,
Vorleistungen, Produktionsabgaben etc.) durch eigene Einnahmen abzudecken und werden im Sinne der VGR
folglich zu den Marktproduzenten gerechnet.

Die Tabelle 11 zeigt die Veranderung der Zahl der Gemeindeverbénde zwischen 1997 und 2003, die zum GroR-
teil infolge der Verbesserung der Erhebungsqualitat erklarbar ist. Wahrend des Betrachtungszeitraumes wurde
die Zahl der erfassten Verbande um 380 Einheiten erhdht. Demzufolge muss davon ausgegangen werden, dass
auch die dargestellte Entwicklung der Bediensteten der Gemeindeverbénde erheblich von der Erhéhung des
Erfassungsgrades beeinflusst wird.

3 Die sektorale Zuordnung der Sozialhilfeverb&nde zu Marktproduzenten gilt ab 2001, eine riickwirkende Reklassifizierung
erfolgte nicht.
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Tabelle 11: Zahl der Gemeindeverbande 1997 und 2003

. .. Bgld Ktn NO 00 Shg Stmk T Vibg Gesamt
Gemeindeverbéande

1997 2003 1997 2003| 1997  2003] 1997 2003] 1997 2003] 1997 2003] 1997 2003| 1997 2003] 1997 2003
Schulen 0 0 8 8 366 400 0 0 0 0 0 0 26 28 10 14 410 450
Sozialhilfe 0 0 8 8 0 0 15 15 0 0 16 16 0 0 0 0 39 39
Wasser 7 8 6 7 14 17 13 16 5 6 16 23 3 5 2 5 66 87
Umwelt 16 22 11 17 74 99 53 78 23 23 55 85 53 56 3 12 288 392
Gesundheit 45 43 0 0 3 3 0 0 12 0 0 0 9 8 2 2 71 56
Sonstige 6 10 0 1 25 234 0 9 22 22 3 9 32 31 45 47 133 363
Gesamt 74 83 33 41 482 753 81 118 62 51 90 133 123 128 62 80] 1.007 1.387
Veranderung der Zahl der Gemeindeverbédnde zwischen 1997 und 2003 (absolut)
Schulen 0 0 34 0 0 0 2 4 40
Sozialhilfe 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Wasser 1 1 3 3 1 7 2 3 21
Umwelt 6 6 25 25 0 30 3 9 104
Gesundheit -2 0 0 0 -12 0 -1 0 -15
Sonstige 4 1 209 9 0 6 -1 2 230
Gesamt 9 8 271 37 -11 43 5 18 380

Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen.
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Auch wenn die Entwicklung der Zahl der Bediensteten im Rahmen der Gemeindeverbande (siehe Tabelle 12)
kaum Aussagekraft besitzt, kann man zumindest die Bedeutung der Gemeindeverbénde anhand der absoluten
Héhe der personellen Ressourcenausstattung erkennen. Mit knapp 13.700 VZA im Jahr 2003 umfassen die Ge-
meindeverbande beinahe 15% aller Beschéftigten auf kommunaler Ebene (unter der Annahme, dass keine Dop-
pelzahlungen erfolgen).

Tabelle 12: Zahl der Bediensteten der Gemeindeverbande zum Jahresende (VZA)

1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003
Burgenland 268 286 308 309 331 336 347
Karnten 651 655 722 777 779 831 806
Niederdsterreich 2.723| 2.707| 2.833] 2.837| 3.007] 3.425| 3.559
Oberosterreich 2.723| 2.524] 2.841| 2.969| 3.095| 3.156| 3.326
Salzburg 282 238 287 308 387 397 405
Steiermark 323 413 729 746 690 930 1.146
Tirol 3.714] 3.472| 3.608] 3.820] 3.829] 3.896| 3.955
Vorarlberg 74 78 125 143 141 153 151
Gesamt 10.757| 10.375| 11.451] 11.910| 12.259]| 13.123| 13.694
davon: Schulverbande 1.352| 1.287| 1.356| 1.335| 1.389| 1.663| 1.672
Veranderung der Zahl der 6ffentlich Bediensteten zum Vorjahr (absolut)
Burgenland . 18 21 2 22 5 11
Karnten . 5 66 55 2 52 -25
Niederdsterreich . -16 126 4 170 418 133
Oberdsterreich . -199 317 128 126 60 171
Salzburg . -44 49 22 78 10 7
Steiermark . 90 315 17 -56 240 216
Tirol . -242 135 213 8 67 59
Vorarlberg . 4 47 19 -3 13 -2
Gesamt . -382| 1.077 459 348 865 571
davon: Schulverbande . -65 69 -20 54 274 9

Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen.

2.4.3 Ursachen fur Veranderungen der Personalkapazitat (landesweise)

In diesem Abschnitt werden auf disaggregierter Ebene (Darstellung der Gemeinden landesweise und nach Gré-
Renklassen) die wichtigsten Entwicklungen — sofern sie im Zuge der Recherchen geklart werden konnten — erlau-
tert.

Die Entwicklung der Personalkapazitdt in den Ké&rntner Gemeinden ist generell als moderat einzustufen, den-
noch identifizierte Veranderungen gegentber dem Vorjahr konnten aber seitens der Gemeindeaufsichtshehdrde
nicht bestétigt werden. Ihren Aufzeichnungen zufolge bleibt zwar die Zahl der Beschaftigten tiber den Beabach-
tungszeitraum ebenso nahezu konstant, allerdings fallen die jahrlichen Verénderungen bedeutend geringer aus.
Mdgliche Ursachen flir Schwankungen im verwendeten Datenset konnten darin bestehen, dass der Ausweis der
Saisonbediensteten fiir Kérntner Gemeinden (zur Sicherstellung einer homogenen Erfassung) gesetzlich neu
geregelt wurde, dass in Klagenfurt eine Systemumstellung bei der Erfassung von Planstellen (Képfe anstelle von
Arbeitsstunden) erfolgte oder dass die Datenubermittlung/-verarbeitung fehlerhaft erfolgte.
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In den Gemeinden Niederdsterreichs bestimmen Aus- und Umgliederungen im Bereich des Spitalswesens, das
in Niederosterreich zum GroRteil auf kommunaler Ebene angesiedelt ist, die Gesamtentwicklung. Mit Beginn des
Jahres 2000 erfolgte die Ausgliederung der Krankenanstalten der Gemeinden Horn, Eggenburg und Allentsteig,
wobei das Personal zundchst dem neuen Krankenanstaltenverband zur Dienstleistung zugewiesen wurde. Ab
1. Juli 2002 wurde der vollstandige Wechsel zum Krankenanstaltenverband Waldviertel (per Landesgesetz) voll-
zogen, wovon rund 800 Vertragshedienstete betroffen waren. Allerdings werden weder im Jahr 2000 noch im
Jahr 2002 diese personellen Verénderungen im zu Grunde gelegten Datenset (GK 1) transparent. Mit Beginn des
Jahres 2002 wurden die Krankenanstalten Korneuburg und Stockerau in den Krankenanstaltenverband Korneu-
burg-Stockerau (Humanis Klinikum Niederdsterreich) ausgegliedert. Davon waren rund 500 Vertragsbedienstete
betroffen, die etwa die Halfte des Riickganges in der GK 2 im Jahr 2002 gegeniiber dem Vorjahr erkléren. Gene-
rell ist ein Teil der Verdnderungen gegeniiber dem Vorjahr auf den unterschiedlichen Erfassungsumfang von Jahr
zu Jahr erklarbar. Das auffélligste Beispiel sind die Bediensteten des Spitals St. Pélten, die erst ab dem Jahr
2000 aufscheinen, obwohl die knapp 2.500 Beschaftigten wéhrend der gesamten Beobachtungsperiode im
Dienste der Gemeinde standen. Aber auch im Jahr 2003 reduzierte sich der Erfassungsumfang um 609
Beschaftigte aufgrund der Ubernahme der Bediensteten des Thermenklinikums Baden in den Landesdienst.
Zudem wurde die Ubernahme von weiteren, insgesamt 18 Gemeindespitalern bzw. tiber 14.000 Bediensteten
durch das Land Niederosterreich beschlossen, wobei die Umsetzung in zwei Tranchen (per 1.1.2005 und
1.1.2006) vorgesehen wurde (siehe Kapitel 2.2.3).

Die Gesamtentwicklung der Personalkapazitat Oberdsterreichischer Gemeinden wurde durch die GK 4 (Linz
und Wels) gepragt. In dieser GréRenklasse nahm im Jahr 2001 die Zahl der Bediensteten gegentber dem Vor-
jahr um insgesamt 2.677 VZA ab. Dies diirfte vor allem darauf zuriick zu fiihren sein, dass ab dem Jahr 2001 das
Personal des Allgemeinen offentlichen Krankenhauses der Stadt Linz (AKH Linz) nicht mehr im Rechnungs-
abschluss der Landeshauptstadt angefiihrt wird (Ausgliederung aus dem Budget als Unternehmen laut Statut).

Die Zahl der pragmatisierten Bediensteten ist in den Salzburger Gemeinden wesentlich durch die Landeshaupt-
stadt Salzburg bestimmt und schwankt jéhrlich, je nach dem, ob Ruhestandsversetzungen oder Neupragmatisie-
rungen die Oberhand behielten. Der jahrliche, jedoch moderate Zuwachs3® an Gemeindebediensteten insgesamt
wird in diesem Bundesland auf zwingende Personalerfordernisse in den Alten- und Pflegeheimen sowie in den
Kindergérten zuriickgefiihrt. Im Jahr 2003 setzte hingegen ein markanter Riickgang der Personalkapazitaten auf
kommunaler Ebene des Landes Salzburg ein, der sowohl in der GK 1 (-368 VZA) als auch in der GK 2 (-252
VZA) feststellbar war.

Im Rahmen der Entwicklung des Personalstandes der Gemeinden Steiermarks gab es bis zum Jahr 2002 keine
markanten Veranderungen. Am Ende des Betrachtungszeitraumes war hingegen zum einen ein starker Anstieg
des Personalstandes in der GK 1 (+913 VZA) sowie zum anderen ein deutlicher Riickgang in der GK 4 (Graz) in
Hohe von -549 VZA feststellbar. Ein Riickgang in dieser GroRenordnung wurde allerdings seitens des Personal-
amtes der Stadt Graz nicht besttigt, sondern mit -32 VZA beziffert. Durch die (laut GBU ausgewiesene) Entwick-
lung der Personalkapazitaten in der Landeshauptstadt Graz wurde in weiterer Folge auch das Gesamtergebnis
der Gemeinden (iber 50.000 Einwohner entscheidend beeinflusst.

Der jahrliche Riickgang der Beamten in den Tiroler Gemeinden ist ausschlieBlich auf Pensionierungen zurlick-
zuftihren, wobei im Vorfeld von angekiindigten Pensionsreformen vermehrt Uberleitungen in den Ruhestand
sichthar werden. Zudem werden kaum noch Pragmatisierungen genehmigt. Die Zahl der sonstigen Dienstnehmer
geht ebenfalls sukzessive zuriick, da im Jahr 1998 ein neues Vertragshedienstetengesetz in Kraft getreten ist,

3% GemaR den Gebarungsiibersichten ging der Personalstand im Jahr 2000 voriibergehend um 663 VZA (vorwiegend
Vertragsbedienstete in der GK 1) zuriick, was allerdings von der Landesaufsichtsbehdrde nicht bestatigt werden konnte.
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wodurch eine umfangreiche Umwandlung sonstiger Dienstverhéltnisse eingesetzt hat. Als sonstige Bedienstete
werden nunmehr jene gefilhrt, die weniger als 6 Monate/Jahr bei der Gemeinde beschéftigt sind und/oder unter
30% ihrer Einkiinfte von der Gemeinde beziehen. Im Jahr 2001 ist ein Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz in
Kraft getreten (im Wesentlichen wurde das Bundes-Vertragsbedienstetengesetz tibernommen), das eine schérfe-
re Abgrenzung brachte, die nochmals vermehrt zu Uberleitungen in den Status eines Vertragsbediensteten fiihr-
te. Da nicht alle betroffenen Vertrage sofort ermittelt werden konnten, wurde ein Teil erst in den Folgejahren dem
neuen rechtlichen Rahmen angepasst, wodurch der permanent hohe Rickgang Uber den gesamten Beobach-
tungszeitraum hindurch erklart werden kann. Die jahrliche Zunahme des Personalstandes der Vertragsbedienste-
ten Ubersteigt allerdings stets den Riickgang der sonstigen Bediensteten, sodass zeitweise sogar die Zahl der
Tiroler Gemeindebediensteten gestiegen ist (1998 und 2001). Ausgliederungen sind in Tirol bei der Erklarung von
Veranderungen der kommunalen Personalkapazitat von geringer Bedeutung bzw. Wirkung. Die letzte in diesem
Sinne bedeutsame Ausgliederung liegt schon 10 Jahre zuriick (Innsbrucker Kommunalbetriebe im Jahr 1994).

Der tendenzielle Riickgang der Zahl der Gemeindebediensteten seit dem Jahr 2000 wird in Vorarlberg durch die
vermehrte Uberfiihrung von Alters- und Pflegeheimen in den privaten Sektor (Griindung von Gesellschaften mbH
oder Ubernahme durch gemeinniitzige Institutionen) verstarkt, indem das Personal mittransferiert wird. Zudem
werden ab dem Jahr 2001 die Mitarbeiter auf Sozialstellen und Aushilfen (zusammen rund 20 VZA) nicht mehr
beriicksichtigt. Markante Schwankungen werden nur in der GK 3, die die Gemeinden Bregenz, Dornbirn und
Feldkirch umfasst, verzeichnet. Diese sind die Folge von Anderungen der Verbuchungspraxis seitens ST.AT in
den Jahren 2000 und 2001 und bewirken lediglich eine Verschiebung zwischen den sonstigen Arbeitnehmern
und den Vertragsbediensteten. Im Jahr 2003 ereigneten sich Veranderungen mit sichtbarer, nachhaltiger Wirkung
auf den Personalstand der Vorarlberger Gemeinden, da die Gemeindespitéler Bludenz und Hohenems (ein-
schlieBlich der 618 Bediensteten) dem Land Vorarlberg tibergeben wurden (siehe Kapitel 2.2.3).
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3. Zusammenfuhrung der sektoralen Ergebnisse

Bei der Zusammenfilhrung und der komparativen Interpretation der sektoralen Ergebnisse (iber die Beschafti-
gungsentwicklung sind einige Einschrankungen zu beachten. Neben den methodisch-statistischen Unterschie-
den zwischen den Datensétzen der einzelnen Gebietskorperschaften (siehe Tabelle A22, Anhang 5.2) wird die
Entwicklung der Personalkapazitten durch das jeweilige Aufgabenspektrum sowie insbesondere durch Aufga-
benverschiebungen zwischen den Gebietkérperschaften und sonstige Einflussfaktoren (Bevolkerungsentwick-
lung, Verénderungen der Nachfrage nach offentlichen Leistungen) beeinflusst. Dennoch lassen sich aus der
Gegenuberstellung der Ergebnisse von Bund, Landern und Gemeinden Entwicklungstendenzen ableiten, die im

Folgenden skizziert werden.

Fir diesen Vergleich wurde eine Betrachtung der Entwicklung des Personalstandes aller Gebietskorper-
schaften einschlieBlich der Bediensteten in ausgegliederten Einheiten gewahlt, da das Datenset der Ge-
meinden die Quasi-Kapitalgesellschaften (Gebihrenhaushalte) einschlie3t (néheres siehe Kapitel 2.4) und diese
Zeitreinen um bedeutende statistische Briiche bereinigt sind. In der Vergleichstabelle 13 findet sich jeweils fir die
Lander (ohne Wien), fiir Wien sowie fur die Gemeinden neben der tatsachlichen Personalentwicklung (einschlief3-
lich den Bediensteten in ausgegliederten Haushalten) eine zusétzliche Zeile, die — im Sinne der besseren Ver-
gleichbarkeit analog zu den Daten des Bundes — die fiktive Entwicklung der Personalkapazitit widerspiegelt,
wenn der Stand der 6ffentlich Bediensteten in den ausgegliederten Einheiten (ab dem Jahr 2000 bzw. dem Aus-
gliederungszeitpunkt) konstant gehalten wird.

Tabelle 13: Vergleich der Personalstandsentwicklung von Bund, Landern und Ge-
meinden (Jahresendstande) einschlielllich Bediensteter in ausgeglie-

derten Einheiten®

2000 2001 2002 2003|| A 03/00 A 03/00 A 03/00 A 03/02

absolut relativ pro Jahr absolut
Bund 171.079 168.324 166.059 161.215 -9.864 -5,8% -2,0% -4.845
Lander (ohne Wien) ? 159.822 158.816 159.265 157.521 -2.301 -1,4% -0,5% -1.744
Lander (ohne Wien) ® || 159.822 158.494 158.340 156.187 -3.635 -2,3% -0,8% -2.153
Wien 70.456 70.743 69.844  68.849 -1.607 -2,3% -0,8% -995
Wien ¥ 70.456  70.887  70.158  69.223 -1.233 -1,8% -0,6% -935
Gemeinden ¥ 81.734 83.125 82.649 83.199 1.465 1,8% 0,6% 550
Gemeinden ¥ 81.734 83.125 82.619  83.045 1.311 1,6% 0,5% 426

1) Bund: VZA (ohne Betriebe, einschlieRlich Beschéaftigte im Vorruhestand), Lander: Personen; Gemeinden: VZA.

2) Exklusive der Bediensteten tlbernommener Gemeindespitaler.

3) Fiktive Entwicklung unter der Annahme, dass der Stand der 6ffentlich Bediensteten in den ausgegliederten Organisations-
einheiten von Ende 2000 bzw. ab dem Zeitpunkt der Ausgliederung konstant bleibt.

4)  Ergebnisse inklusive identifizierter Zeitreihenbriiche (AKH Linz und Gemeindespitaler St. Polten, Baden, Bludenz und
Hohenems), ohne Bedienstete der Gemeindeverbande.

Quelle: BKA, Statistik Austria, Geschaftsberichte, Rechnungsabschliisse Wien und eigene Berechnungen.

Vergleicht man diese fiktiven Personalstandsentwicklungen von Bund, L&ndern und Gemeinden einschlief3lich
der Bediensteten in ausgegliederten Organisationseinheiten, so ergibt sich folgendes Bild: Im Beobachtungszeit-
raum Ende 2000 bis Ende 2003 haben der Bund und die Bundeslander (einschlielilich Wien) den jeweiligen Per-
sonalstand vermindert, wahrend die Gemeinden (ohne Wien) ihren Personalstand ausgeweitet haben. Weiters
erfolgte die Redimensionierung des Beschéftigtenstandes beim Bund in merklich héherem Umfang als bei den
Bundeslandern (einschlief3lich Wien). Der Personalstand des Bundes reduzierte sich von Ende 2000 bis Ende
2003 um 9.864 VZA oder 5,8%, jener der Bundeslander (ohne Wien) um 3.635 Personen oder 2,3% und jene von
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Wien um 1.233 VZA oder 1,8%. Die Gemeinden (ohne Wien) weiteten ihren Personalstand demgegeniiber um
1.311 VZA oder 1,6% aus.

Zudem weichen die Zeitpunkte der Riickfihrung zwischen dem Bund und den Bundesléndern ab. Wahrend der
Bund bereits am Beginn der Beobachtungsperiode seinen Personalstand merklich verminderte, ist in den Léan-
dern (ohne Wien) erst im Jahr 2003 ein deutlicher Personalabbau zu beobachten. Wien weitete zunéchst den
Personalstand aus und begann mit der Personalriickfiihrung im Jahr 2002.

Bei den Gemeinden waren stets Schwankungen beim Personalstand zu verzeichnen. Die Aufwértshewegungen
waren jedoch stérker als die zwischenzeitlichen Riickgdnge der Personalkapazitt ausgepragt. Der Perso-
nalstand der Gemeinden war am Beginn der Beobachtungsperiode Ende 2000 am geringsten. Der hichste Per-
sonalstand innerhalb der Beobachtungsperiode war Ende 2001 zu beobachten. Der Wert von Ende 2003 ent-
sprach in etwa wieder jenem von Ende 2001.

Wien weist zudem die Besonderheit auf, dass in dem ausgegliederten Bereich der Krankenanstalten der Perso-
nalstand innerhalb des Betrachtungszeitraumes reduziert wurde (die fiktive Entwicklung der Personalkapazitaten
unter Beibehaltung des Standes des Jahres 2000 bzw. zum Ausgliederungszeitpunkt zeigt einen geringeren
Riickgang als der tatsichlich realisierte Verlauf unter Einbeziehung der Bediensteten in den ausgegliederten
Einheiten). Bei den anderen Bundeslandern (L&nder ohne Wien) sowie bei den Gemeinden ergibt sich demge-
gentiber ein zunehmender Personaleinsatz im Spitalswesen (die fiktive Entwicklung der Personalkapazitaten
unter Beibehaltung des Standes des Jahres 2000 bzw. zum Zeitpunkt der Ausgliederung zeigt einen hoheren
Riickgang als der tatséchliche Verlauf unter Einbeziehung der Bediensteten in den ausgegliederten Einheiten).

Diese divergierenden Entwicklungen in Bezug auf den Umfang der Personalreduktion und die zeitliche Abfolge
legen folgende wirtschaftspolitischen Schlussfolgerungen nahe:

o Zur merklichen und nachhaltigen Reduktion des Personalstandes sind politische Zielvorgaben zur Re-
duktion des Personalstandes lber mehrere Jahre zweckméafRig und zielfuhrend. Sie sind ein wichtiger
Impuls fur effizienzsteigernde bzw. personalreduzierende Manahmen.

o Restriktive Budgetvorgaben (iber einen langeren Zeitraum (Stabilitats- und Wachstumspakt, innerdster-
reichische Stabilitatspakte, mittelfristige Budgetplanungen) sind erforderlich, um den politischen Willen
zur nachhaltigen Konsolidierung zu starken und strukturelle MaRnahmen voranzutreiben, die die Effi-
zienz der Leistungserstellung sukzessive verbessern und es ermdglichen, den Personalstand entspre-
chend anzupassen.

e Ausgliederungen stellen zwar ein potenzielles Instrument zur Effizienzsteigerung der Leistungserstel-
lung dar. Personalreduktionen infolge von Ausgliederungen erhdhen aber nur dann den budgetéren
Spielraum, sofern die Personalkosteneinsparungen nicht durch gegenwértige oder zukunftige 6ffentli-
che Zuschisse kompensiert werden missen. Auch hier ist vor allem die mittel- bis langfristige Entwick-
lung von Bedeutung. Viele der ausgegliederten Einheiten dirften innerhalb der Beobachtungsperiode
einen dynamischen Verlauf der Personalkapazititen aufgewiesen haben.
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4.1

Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Allgemeine Aspekte

Die Gesamtzahl der offentlich Bediensteten wird von allen gebietskdrperschaftlichen Ebenen erheblich
beeinflusst. Von den 497.886 offentlich Bediensteten entfielen Ende 2003 38,5% auf den Bund, 42,8%
auf die Bundeslander (einschlieRlich Wien) und 18,7% auf die Gemeinden (ohne Wien und einschlieR3-
lich Gemeindeverbanden). Bestrebungen zur Redimensionierung der Zahl der 6ffentlich Beschaftigten
sollten daher grundsétzlich bei allen Gebietskérperschaften ansetzen und durch Verwaltungs- sowie
Aufgabenreformen unterstitzt werden.

Die offentlich zuganglichen statistischen Informationen iber die Personalkapazitdten der Lander und
Gemeinden sind fir eine zielgerichtete Steuerung der Personalkapazitaten sowie flr die Generierung
von outputorientierten Leistungsindikatoren unzureichend (Mangel an Detaillierungsgrad (insbesondere
nach Leistungsbereichen), unterschiedliche Verbuchungsusancen, divergierende Abgrenzung des Er-
hebungsumfanges, keine (bzw. keine ausreichenden) Informationen (iber Ausgliederungseffekte).

Sektorale Vergleiche zwischen Bund, Léndern und Gemeinden werden zusétzlich durch unter-
schiedliche MaReinheiten (VZA, Kopfe) und durch unterschiedliche Verbuchungsvarianten, insbe-
sondere bei Aus- und Umgliederungen, erschwert (eine Ubersicht iiber methodisch-statistische Unter-
schiede im Datenset befindet sich im Anhang 5.2). Darlber hinaus fanden seit 2001 Verschiebungen im
Bereich der Aufgabenwahrnehmung vom Bund zu den L&ndern und Gemeinden statt. Ihre Auswirkun-
gen auf den Beschéftigtenstand der jeweiligen Gebietskorperschaft konnten nicht konkret spezifiziert
werden, diirften aber im Regelfall die Entwicklung nicht markant beeinflusst haben.

Eine Bereinigung der Zeitreihenbriiche auf Basis von Recherchen, wie im Rahmen der Studie versucht
wurde, ist extrem aufwéndig und nur begrenzt machbar. Fir die Bundeslander und Gemeinden stehen
weder Auflistungen Uber Ausgliederungsmalinahmen, noch Informationen tber die Bediensteten in den
ausgegliederten Einheiten zur Verfigung (auch liegen Geschéftsberichte nicht fiir alle Einheiten vor).
Das Personalinformationssystem des Bundes verfiigt ebenfalls tiber keine Informationen (ber die Be-
schéftigungsentwicklung in den ausgegliederten Organisationseinheiten.

Am Beispiel des Bundes ist ersichtlich, dass bestehende Einsparungspotenziale — insbesondere im Be-
reich der Allgemeinen Verwaltung — auch tatsachlich lukriert werden kdnnen, sofern der politische Wille
zur Redimensionierung der Beschéftigtenzahl (Vereinfachung der offentlichen Verwaltung, effizienzstei-
gernde MaRnahmen und Konzentration auf Kernaufgaben (Ausgliederungen)) vorhanden ist und ent-
sprechende MalRnahmen eingeleitet werden.
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4.2

4.3

Entwicklung der 6ffentlich Bediensteten beim Bund

Der Bund reduzierte in den letzten Jahren seinen Beschaftigtenstand in hoherem Umfang als die ande-
ren gebietskorperschaftlichen Ebenen. Der Personalstand des Bundes ist von Ende 1997 bis zum Jah-
resende 2003 um 19.073 Vollzeitaquivalente (VZA) (davon 7.453 durch Ausgliederungseffekte) gesun-
ken. Dies bedeutet, dass Auslagerungen von Leistungen (Wegfall von Vertragsbediensteten und Pensi-
onierungen von Leihbeamten) zu rund 40% fiir den Beschaftigtenriickgang verantwortlich waren und
sich der Personalstand des Bundes unter Einbeziehung der in ausgegliederten Einheiten tatigen Be-
diensteten vergleichsweise stark vermindert hat (Veranderung 2003/97: -11.620 VZA).

Der Riickgang des Personalstandes des Bundes wurde innerhalb der Beobachtungsperiode vorrangig
durch die Nichtnachbesetzung des natlrlichen Abgangs und in geringerem Umfang durch vorzeitige
Pensionierungen erzielt.

Die Betrachtung einzelner Berufsgruppen im Bundesdienst zeigt, dass insbesondere die Zahl der Be-
schiftigten im Verwaltungsdienst markant (Veranderung 2003/00: -6.291 VZA), aber auch jene im Exe-
kutivdienst gesunken ist. Bei den Bundeslehrern fiel der Riickgang bescheidener aus (Veranderung
2003/00: -1.044 VZA). Gemessen an der Schillerzahl diirfte sich seit 2000 das Betreuungsverhltnis
(Schiler je Lehrer) jedoch erhoht haben. Zudem wurde diese Berufsgruppe neben den Hochschulleh-
rern von vornherein von den vorgesehenen Personaleinsparungen der Bundesregierung ausgenommen.
Bei den Bediensteten im Exekutivdienst war ein Beschéftigungsriickgang innerhalb des Beobachtungs-
zeitraumes von -2.482 VZA zu beobachten. Weiters wurden vor allem auch die Personalkapazititen des
militarischen Dienstes riickgefiihrt (Veranderung 2003/00: -1.150 VZA).

Entwicklung der 6ffentlich Bediensteten bei den Bundeslandern
(ohne Wien)

Die Personalentwicklung in den Leistungsbereichen des Schul- und Spitalswesens beeinflusst die Ge-
samtentwicklung auf Landerebene mafgeblich.

Betrachtet man die Entwicklung des Beschéftigtenstandes der Bundeslander (ohne Wien) insgesamt
gemal Gebarungstbersichten, so zeigt sich, dass ein Rickgang des Beschaftigtenstandes nur in den
Jahren 2001 und 2003 zu beobachten ist. Die deutliche Abnahme der Personalkapazitaten von Ende
2001 gegeniiber Ende 2000 in Hohe von 8.383 ist in erster Linie auf die Ausgliederung der Oberdster-
reichischen Gesundheits- und Spitals-AG (GESPAG; -7.411 Personen) und nur in relativ geringem Um-
fang auf sonstige Personalreduktionen der Bundeslander (-972 Personen) zurtickzuflhren.

Im Jahr 2003 war die Entwicklung der Personalkapazitat im Wesentlichen auf zwei bedeutende Faktoren
zurlickzufuhren: den starken Riickgang der Zahl der Landeslehrer in allen Bundeslandern (insgesamt -
1.895 Lehrer) sowie die Ubernahme von Bediensteten der Gemeindespitéler Baden, Bludenz und Ho-
henems in den Landesdienst (+ 1.227 Personen).

Lasst man die 6ffentlich Bediensteten aus- und eingegliederter Einheiten (Landeskrankenanstalten, nie-
derdsterreichische Landespensionisten- und -pflegeheime, (bernommene Gemeindespitaler) auBer
Acht, &ndert sich das Bild: Zwischen den Jahren 2000 und 2003 zeigt sich ein kontinuierlich riicklaufiger
Verlauf des Beschaftigtenstandes in den Bundeslandern. Wahrend Ende 2000 die Zahl der &ffentlich
Bediensteten der L&nder (ohne Wien) noch 111.094 erreichte, verminderte sich diese bis Ende 2003 um
3.781 auf 107.313 Personen.
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4.4

Der Grof3teil des Beschaftigtenriickganges seit Ende 2000 geht auf den Abbau der Zahl der Landesleh-
rer zurtick (Veranderung 2003/00: -2.917 Personen). Im Zuge der Verhandlungen zum Finanzausgleich
2001 wurden mit den Landern restriktivere Stellenplanrichtlinien fir allgemein bildende Pflichtschulen ab
dem Schuljahr 2001/02 vereinbart, die schrittweise bis zum Schuljahr 2004/05 umzusetzen sind. Ge-
messen an der Schileranzahl verringerte sich ab Ende 2000 bis Ende 2003 die Zahl der Landeslehrer
jedoch nicht.

Im Bereich ,Allgemeine Verwaltung* (allgemeine Verwaltung, 6ffentliche Ordnung und Sicherheit, Kultur,
soziale Wonhlfahrt, Verkehr) ging der Personalstand zwischen dem Jahr 2000 und 2003 um insgesamt
864 Personen schrittweise zurtick. Fur den riicklaufigen Verlauf der 6ffentlich Bediensteten in diesem
Bereich waren vor allem Obergsterreich, Salzburg und Kérnten verantwortlich.

In den hier prasentierten Ergebnissen sind allerdings auch Dienstnehmer (vor allem Beamte) enthalten,
die den ausgegliederten Einheiten zugeteilt sind und deren Personalkosten von der ausgegliederten
Einheit getragen werden. Eine Betrachtung der Personalstandsentwicklung des Bereichs ,Allgemeine
Verwaltung” unter Berticksichtigung der Ausgliederungen und Dienstzuteilungen hétte vermutlich einen
etwas hoheren Riickgang des Beschéftigtenstandes ergeben. Ebenso wére es leicht mdglich, dass
unter Berticksichtigung aller Ausgliederungen und Dienstzuteilungen neben den Bundeslandern
Oberdsterreich, Salzburg und Kérnten auch andere Bundeslander ihren Beschéftigtenstand im Bereich
LAllgemeine Verwaltung" kontinuierlich und signifikant abgebaut haben.

Entwicklung der 6ffentlich Bediensteten in Wien

Die Entwicklung des Beschéftigtenstandes in Wien gemaR Gebarungslibersichten ist innerhalb des Be-
obachtungszeitraumes durch Fluktuationen gekennzeichnet: Einem Rickgang folgt meist ein Zuwachs
im darauf folgenden Jahr, wobei die Veranderung des Jahres 2000 gegeniiber dem Vorjahr auf Grund
der Ausgliederung von Wiener Wohnen deutlicher ausfallt als in den Jahren zuvor.

Ab dem Jahr 2002 diirften Mainahmen gesetzt worden sein, um den Stand an offentlich Bediensteten in
Wien zu vermindern. Unter dem Gesichtspunkt der laufenden Ausgabenausweitung auf kommunaler
Ebene signalisiert der riicklaufige Verlauf des Beschéftigtenstandes Wiens ab dem Jahr 2002
zunehmende Sparanstrengungen. Die Personalkapazititen von Wien gingen in diesen beiden Jahren
sowohl unter Einbeziehung der Bediensteten in den ausgegliederten Organisationseinheiten (Verénde-
rung 2003/01: -1.894 VZA) als auch ohne Ausgliederungen (Veranderung 2003/01: -1.663 VZA) ver-
gleichsweise stark zurtick.

Das Spitalswesen bindet in Wien deutlich mehr Beschaftigte als der L&nderdurchschnitt (ohne Wien)
(Krankenanstaltenquote 2003: Wien 41,9%; Bundeslander (ohne Wien): 29,4%); der Anteil bei den Lan-
deslehrern gemessen an den 6ffentlich Bediensteten von Wien liegt deutlich unter jenen der anderen
Bundeslander (Landeslehrerquote 2002: Wien 15,1%; Bundeslénder (ohne Wien): 39,3%).

Das Schiiler/Lehrerverhéltnis in Wien unterschreitet innerhalb der gesamten Beobachtungsperiode mit
einer Quote von unter 10 den Landerdurchschnitt (ohne Wien), der unter 11 liegt. Zudem nahm die
Schiileranzahl pro Landeslehrer bis zum Jahr 2001 tendenziell ab. Zu diesem Zeitpunkt wurde mit 9,2
der geringste Wert des Beobachtungszeitraums erreicht. Im Jahr 2002 stieg die Quote wieder an und er-
reichte einen Wert von 9,8.
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4.5

4.6

Entwicklung der 6ffentlich Bediensteten bei den Gemeinden
(ohne Wien)

Die Verénderung der Personalkapazitit der osterreichischen Gemeinden insgesamt fallt im Zeitraum
1997 his 2002 sehr moderat aus. Allerdings unterliegt der Personalstand in dieser Periode stets groRen
Schwankungen. Beispielsweise folgt dem Tiefpunkt im Jahr 1999 der personelle Hochststand auf kom-
munaler Ebene in Hohe von 81.734 VZA im Jahr 2000 (+1.862 VZA). Seither ist die Zahl der Gemeinde-
bediensteten riicklaufig, obwohl die laufende Umsetzung der zuletzt erfolgten Ausweitung des kommu-
nalen Ausgabenspekirums (v. a. Verwaltungsreformgesetz 2001) genau in diesen zeitlichen Rahmen
fallt. Im Jahr 2003 erreichte der Riickgang der Gemeindebediensteten gegeniiber dem Vorjahr ein Aus-
maf von rund 800 VZA, gegeniiber dem Jahr 1997 knapp 1.000 VZA.

Allerdings dirfte diese rlicklaufige Entwicklung die Folge von Ausgliederungen sein: Berlcksichtigt man
zum einen die Bediensteten des AKH Linz —in einer GréRRenordnung von rund 2.400 Bediensteten —, die
ab dem Jahr 2001 in den zuvor erwdhnten Daten nicht mehr enthalten sind, so wére der erwahnte
Ruckgang der Bediensteten auf kommunaler Ebene erst ab dem Jahr 2002 feststellbar. Der Riickgang
im Jahr 2003 erklart sich zum anderen durch die Ubernahme der Bediensteten der Gemeindespitaler
Baden, Bludenz und Hohenems in den Landesdienst. AuBerdem ist festzuhalten, dass die Gesamtent-
wicklung wesentlich durch einen Erfassungsmangel beeinflusst wird: Die Gemeindebediensteten des
Spitals St. Polten (knapp 2.500 Beschaftigte) werden erst ab dem Jahr 2000 berticksichtigt.

Die Summe der Gemeindebediensteten einschlief3lich (identifizierter) Ausgliederungen stieg im Jahr
2003 gegeniiber dem Vorjahr um 550 VZA, gegeniiber dem Jahr 2000 um 1.465 VZA.

Aus der Betrachtung der Personalkapazitdt nach Gemeindegréfienklassen wird ersichtlich, dass die
Veranderungen der Personalstdnde sehr unterschiedlich bzw. sogar gegenldufig hinsichtlich Umfang
und Zeitpunkt sind.

Die Gesamtentwicklung der kommunalen Personalkapazitat wird vorrangig durch die Volatilitdt der Ge-
meinden mit einer Einwohnerzahl von mehr als 50.000 (GK 4) geprégt, was auf das héhere Verande-
rungs- bzw. Restrukturierungspotenzial sowie die Existenz einer ,kritischen* Menge an Bediensteten zu-
rickzufiinren ist.

Zusammenfiuhrung der sektoralen Ergebnisse

Um die bestmdgliche Vergleichbarkeit der Subsektoren sicherzustellen, erfolgt die Betrachtung der Ent-
wicklung des Personalstandes aller Gebietskorperschaften einschlieRlich der Bediensteten in ausgeglie-
derten Einheiten (ohne Eingliederungen) sowie unter der Annahme, dass der Stand der 6ffentlich Be-
diensteten in den ausgegliederten Einheiten (ab dem Jahr 2000 bzw. dem Ausgliederungszeitpunkt)
konstant gehalten wird.

Vergleicht man diese fiktiven Personalstandsentwicklungen von Bund, Landern und Gemeinden, so er-
gibt sich folgendes Bild: Im Beobachtungszeitraum Ende 2000 bis Ende 2003 haben der Bund und die
Bundeslander (einschlieBlich Wien) den jeweiligen Personalstand vermindert, wéhrend die Gemeinden
(ohne Wien) ihren Personalstand ausgeweitet haben.

Die Redimensionierung des Beschéftigtenstandes erfolgte beim Bund in merklich héherem Umfang als
bei den Bundeslandern (einschlieflich Wien). Der Personalstand des Bundes reduzierte sich von Ende
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2000 bis Ende 2003 um 9.864 VZA oder 5,8%, jener der Bundeslander (ohne Wien) um 3.635 Personen
oder 2,3% und jene von Wien um 1.233 VZA oder 1,8%. Die Gemeinden (ohne Wien) weiteten ihren
Personalstand demgegeniiber um 1.311 VZA oder 1,6% aus.

Zwischen den Gebietskérperschaften bestehen sowohl im Hinblick auf den Zeitpunkt von Personalriick-

fuhrungen als auch hinsichtlich der Entwicklungen im Rahmen ausgegliederter Einheiten grole Unter-
schiede.
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34


http://www.wien.gv.at/finanzen/budget/

35



	1. Einleitung und Inhalt der Studie
	1.1 Einleitung
	1.2 Inhalt der Studie

	2. Entwicklung der Personalkapazitäten der Gebiets-körpersch
	Tabelle  1: Personalkapazitäten der Gebietskörperschaften En
	2.1 Personalentwicklung des Bundes
	2.1.1 Gesamtentwicklung
	Tabelle  2: Stand der öffentlich Bediensteten des Bundes 199

	2.1.2 Struktur der öffentlich Bediensteten und deren Entwick
	Tabelle  3: Zahl der öffentlich Bediensteten des Bundes nach


	2.2 Personalkapazitäten in den Bundesländern (ohne Wien)
	2.2.1 Gesamtentwicklung
	Tabelle  4: Stand der öffentlich Bediensteten in den Bundesl

	2.2.2 Struktur der öffentlich Bediensteten und deren Entwick
	Tabelle  5: Zahl der öffentlich Bediensteten der Bundeslände

	Ursachen für Veränderungen der Personalkapazität (landesweis

	2.3 Personalkapazitäten von Wien
	2.3.1 Gesamtentwicklung
	Tabelle  6: Stand der öffentlich Bediensteten von Wien Ende 

	2.3.2 Struktur der öffentlich Bediensteten und deren Entwick
	Tabelle  7: Zahl der öffentlich Bediensteten von Wien zum Ja


	2.4 Personalkapazitäten in den Gemeinden (ohne Wien)
	Tabelle 8: Anzahl der Gemeinden nach Gemeindegrößenklassen 2
	Gesamtentwicklung
	Tabelle 9: Zahl der Gemeindebediensteten zum Jahresende (VZÄ
	Tabelle 10: Zahl der Gemeindebediensteten nach Größenklassen


	Gemeindeverbände
	Tabelle 11: Zahl der Gemeindeverbände 1997 und 2003
	Tabelle 12: Zahl der Bediensteten der Gemeindeverbände zum J


	Ursachen für Veränderungen der Personalkapazität (landesweis


	3. Zusammenführung der sektoralen Ergebnisse
	Tabelle 13: Vergleich der Personalstandse�
	Vergleicht man diese fiktiven Personalstandsentwicklungen vo
	Zudem weichen die Zeitpunkte der Rückführung zwischen dem Bu
	Bei den Gemeinden waren stets Schwankungen beim Personalstan
	Wien weist zudem die Besonderheit auf, dass in dem ausgeglie

	4. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen
	4.1 Allgemeine Aspekte
	4.2 Entwicklung der öffentlich Bediensteten beim Bund
	4.3 Entwicklung der öffentlich Bediensteten bei den Bundeslä
	4.4 Entwicklung der öffentlich Bediensteten in Wien
	4.5 Entwicklung der öffentlich Bediensteten bei den Gemeinde
	4.6 Zusammenführung der sektoralen Ergebnisse

	Vergleicht man diese fiktiven Personalstandsentwicklungen vo
	Die Redimensionierung des Beschäftigtenstandes erfolgte beim

	5.  Literaturverzeichnis

